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Für die Ausführung von Überweisungsaufträgen von Kunden gelten die folgenden 
Bedingungen.

1   Allgemein
1.1   Wesentliche Merkmale der Überweisung einschließlich des  
  Dauerauftrags
Der Kunde kann die Bank beauftragen, durch eine Überweisung Geldbeträge  
bargeldlos zugunsten eines Zahlungsempfängers an den Zahlungsdienstleister 
des Zahlungsempfängers zu übermitteln. Der Kunde kann die Bank auch be- 
auftragen, jeweils zu einem bestimmten wiederkehrenden Termin einen gleich 
bleibenden Geldbetrag an das gleiche Konto des Zahlungsempfängers zu  
überweisen (Dauerauftrag).

1.2   Kundenkennungen
Für das Verfahren hat der Kunde folgende Kundenkennung des Zahlungs- 
empfängers zu verwenden:
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Die für die Ausführung der Überweisung erforderlichen Angaben bestimmen sich 
nach Nummern 2.1, 3.1.1 und 3.2.1.

1.3   Erteilung des Überweisungsauftrags und Autorisierung
(1)   Der Kunde erteilt der Bank einen Überweisungsauftrag mittels eines von der 
Bank zugelassenen Formulars oder in der mit der Bank anderweitig vereinbarten 
Art und Weise (z. B. per Onlinebanking) mit den erforderlichen Angaben gemäß 
Nummer 2.1 beziehungsweise Nummern 3.1.1 und 3.2.1.

Der Kunde hat auf Leserlichkeit, Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben zu 
achten. Unleserliche, unvollständige oder fehlerhafte Angaben können zu Ver- 
zögerungen und zu Fehlleitungen von Überweisungen führen; daraus können  
Schäden für den Kunden entstehen. Bei unleserlichen, unvollständigen oder 
fehlerhaften Angaben kann die Bank die Ausführung ablehnen (siehe auch  
Nummer 1.7). Hält der Kunde bei der Ausführung der Überweisung besondere Eile 
für nötig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formularmäßig erteilten 
Überweisungen muss dies außerhalb des Formulars erfolgen, falls das Formular 
selbst keine entsprechende Angabe vorsieht.

(2)   Der Kunde autorisiert den Überweisungsauftrag durch Unterschrift oder in  
der anderweitig mit der Bank vereinbarten Art und Weise (z. B. per Online- 
Banking-PIN/TAN). In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zu- 
stimmung enthalten, dass die Bank die für die Ausführung der Überweisung 
notwendigen personenbezogenen Daten des Kunden abruft (aus ihrem Daten- 
bestand), verarbeitet, übermittelt und speichert.

Zielgebiet Währung Kunden- 
kennung des  
Zahlungs- 
empfängers

Inland Euro  IBAN1

Grenzüberschreitend 
innerhalb des Euro- 
päischen Wirtschafts- 
raums2

Euro  IBAN

Inland oder innerhalb 
des Europäischen 
Wirtschaftsraums

Andere Währung als 
Euro

 IBAN und BIC3 

 oder
 Kontonummer und  

 BIC
Außerhalb des  
Europäischen  
Wirtschaftsraums

Euro oder andere 
Währung

 IBAN und BIC 

 oder
 Kontonummer und  

 BIC

(3)   Auf Verlangen des Kunden teilt die Bank vor Ausführung eines einzelnen Über- 
weisungsauftrags die maximale Ausführungsfrist für diesen Zahlungsvorgang  
sowie die in Rechnung zu stellenden Entgelte und gegebenenfalls deren  
Aufschlüsselung mit.

(4)   Der Kunde ist berechtigt, für die Erteilung des Überweisungsauftrages an die  
Bank auch einen Zahlungsauslösedienst gemäß § 1 Absatz 33 Zahlungsdienste- 
aufsichtsgesetz zu nutzen, es sei denn, das Zahlungskonto des Kunden ist für  
ihn nicht online zugänglich.

1.4   Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank
(1)   Der Überweisungsauftrag wird wirksam, wenn er der Bank zugeht. Das gilt 
auch, wenn der Überweisungsauftrag über einen Zahlungsauslösedienstleister 
erteilt wird. Der Zugang erfolgt durch den Eingang des Auftrags in den dafür  
vorgesehenen Empfangsvorrichtungen der Bank (z. B. mit Abgabe in den  
Geschäftsräumen oder Eingang auf dem Onlinebanking-Server der Bank).

(2)   Fällt der Zeitpunkt des Eingangs des Überweisungsauftrags nach Absatz 
1 Satz 3 nicht auf einen Geschäftstag der Bank gemäß „Preis- und Leistungs- 
verzeichnis“, so gilt der Überweisungsauftrag erst am darauf folgenden  
Geschäftstag als zugegangen.

(3)   Geht der Überweisungsauftrag nach dem an der Empfangsvorrichtung der 
Bank oder im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Annahmezeit- 
punkt ein, so gilt der Überweisungsauftrag im Hinblick auf die Bestimmung  
der Ausführungsfrist (siehe Nummer 2.2.2) erst als am darauf folgenden  
Geschäftstag zugegangen.

1.5   Widerruf des Überweisungsauftrags
(1)   Bis zum Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank (siehe Nummer 1.4 
Absätze 1 und 2) kann der Kunde diesen durch Erklärung gegenüber der Bank  
widerrufen. Nach dem Zugang des Überweisungsauftrags ist vorbehaltlich der  
Absätze 2 und 3 ein Widerruf nicht mehr möglich. Nutzt der Kunde für die Er- 
teilung seines Überweisungsauftrags einen Zahlungsauslösedienstleister, so 
kann er den Überweisungsauftrag abweichend von Satz 1 nicht mehr gegenüber 
der Bank widerrufen, nachdem er dem Zahlungsauslösedienstleister die Zu- 
stimmung zur Auslösung der Überweisung erteilt hat.

(2)   Haben Bank und Kunde einen bestimmten Termin für die Ausführung der Über- 
weisung vereinbart (siehe Nummer 2.2.2 Absatz 2), kann der Kunde die  
Überweisung beziehungsweise den Dauerauftrag (siehe Nummer 1.1) bis zum  
Ende des vor dem vereinbarten Tag liegenden Geschäftstags der Bank wider- 
rufen. Die  Geschäftstage der Bank ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungs-
verzeichnis“. Nach dem rechtzeitigen Zugang des Widerrufs eines Dauerauftrags 
bei der Bank werden keine weiteren Überweisungen mehr aufgrund des bisherigen  
Dauerauftrags ausgeführt.

(3)   Nach den in Absätzen 1 und 2 genannten Zeitpunkten kann der Überweisungs-
auftrag nur widerrufen werden, wenn Kunde und Bank dies vereinbart haben. Die 
Vereinbarung wird wirksam, wenn es der Bank gelingt, die Ausführung zu ver-
hindern oder den Überweisungsbetrag zurück zu erlangen. Nutzt der Kunde für 
die Erteilung seines Überweisungsauftrags einen Zahlungsauslösedienstleister, 
bedarf es ergänzend der Zustimmung des Zahlungsauslösedienstleisters und des 
Zahlungsempfängers. Für die Bearbeitung eines solchen Widerrufs des Kunden 
berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene  
Entgelt.

1.6   Ausführung des Überweisungsauftrags
(1)   Die Bank führt den Überweisungsauftrag des Kunden aus, wenn die zur 
Ausführung erforderlichen Angaben (siehe Nummern 2.1, 3.1.1 und 3.2.1) in  
der vereinbarten Art und Weise (siehe Nummer 1.3 Absatz 1) vorliegen, dieser  
vom Kunden autorisiert ist (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) und ein zur Aus- 
führung der Überweisung ausreichendes Guthaben in der Auftragswährung vor-
handen oder ein ausreichender Kredit eingeräumt ist (Ausführungsbedingungen).

(2)   Die Bank und die weiteren an der Ausführung der Überweisung beteiligten 
Zahlungsdienstleister sind berechtigt, die Überweisung ausschließlich anhand 
der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe 
Nummer 1.2) auszuführen.

(3)   Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich über die  
Ausführung von Überweisungen auf dem für Kontoinformationen vereinbarten 

1 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
2 EWR = Europäischer Wirtschaftsraum. Hierzu gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich  
 Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen,  
 Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Zypern und die Länder Island, Liechtenstein und Norwegen.
3 Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungscode).
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Weg. Mit Kunden, die keine Verbraucher sind, kann die Art und Weise sowie die 
zeitliche Folge der Unterrichtung gesondert vereinbart werden.

1.7   Ablehnung der Ausführung
(1)   Sind die Ausführungsbedingungen (siehe Nummer 1.6 Absatz 1) nicht erfüllt, 
kann die Bank die Ausführung des Überweisungsauftrags ablehnen. Hierüber wird 
die Bank den Kunden unverzüglich, auf jeden Fall aber innerhalb der in Nummer 
2.2.1 beziehungsweise 3.1.2 und 3.2.2 vereinbarten Frist, unterrichten. Dies kann 
auch auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird 
die Bank, soweit möglich, die Gründe der Ablehnung sowie die Möglichkeiten an-
geben, wie Fehler, die zur Ablehnung geführt haben, berichtigt werden können.

(2)   Ist eine vom Kunden angegebene Kundenkennung für die Bank erkennbar 
keinem Zahlungsempfänger, keinem Zahlungskonto oder keinem Zahlungsdienst- 
leister des Zahlungsempfängers zuzuordnen, wird die Bank dem Kunden  
hierüber unverzüglich eine Information zur Verfügung stellen und ihm  
gegebenenfalls den Überweisungsbetrag wieder herausgeben.

(3)   Für die berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisierten Überwei-
sungsauftrags berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ aus-
gewiesene Entgelt.

1.8   Übermittlung der Überweisungsdaten
Im Rahmen der Ausführung der Überweisung übermittelt die Bank die in der 
Überweisung enthaltenen Daten (Überweisungsdaten) unmittelbar oder unter 
Beteiligung zwischengeschalteter Stellen an den Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfängers. Der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers kann dem 
Zahlungsempfänger die Überweisungsdaten, zu denen auch die IBAN des Zahlers 
gehört, ganz oder teilweise zur Verfügung stellen.

Bei grenzüberschreitenden Überweisungen und bei Eilüberweisungen im Inland 
können die Überweisungsdaten auch über das Nachrichtenübermittlungssystem 
Society for Worldwide Interbank Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz 
in Belgien an den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers weitergeleitet 
werden. Aus Gründen der Systemsicherheit speichert SWIFT die Überweisungs- 
daten vorübergehend in seinen Rechenzentren in der Europäischen Union, in der 
Schweiz und in den USA.

1.9   Anzeige nicht autorisierter oder fehlerhaft ausgeführter Überweisungen
Der Kunde hat die Bank unverzüglich nach Feststellung eines nicht autorisierten 
oder fehlerhaft ausgeführten Überweisungsauftrags zu unterrichten. Dies gilt 
auch im Fall der Beteiligung eines Zahlungsauslösedienstleisters.

1.10   Entgelte und deren Änderung
1.10.1   Entgelte für Verbraucher
Die Entgelte im Überweisungsverkehr ergeben sich aus dem „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“.

Änderungen der Entgelte im Überweisungsverkehr werden dem Kunden  
spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform 
angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung  
einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart, können die Änderungen 
auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von der Bank angebotenen  
Änderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde diese annimmt. Eine Ver- 
einbarung über die Änderung eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung 
hinausgehende Zahlung des Kunden gerichtet ist, kann die Bank mit dem Kunden 
nur ausdrücklich treffen.

Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag) 
richtet sich nach Nummer 12 Absatz 5 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

1.10.2   Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind
Bei Entgelten und deren Änderung für Überweisungen von Kunden, die keine  
Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nummer 12 Absätze 2 bis 6 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

1.11   Wechselkurs
Erteilt der Kunde einen Überweisungsauftrag in einer anderen Währung als der 
Kontowährung, wird das Konto gleichwohl in der Kontowährung belastet. Die 
Bestimmung des Wechselkurses bei solchen Überweisungen ergibt sich aus der 
Umrechnungsregelung im „Preis- und Leistungsverzeichnis“.

Eine Änderung des in der Umrechnungsregelung genannten Referenzwech-
selkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden 
wirksam. Der Referenzwechselkurs wird von der Bank zugänglich gemacht oder 
stammt aus einer öffentlich zugänglichen Quelle.

1.12   Meldeplichten nach Außenwirtschaftsrecht
Der Kunde hat die Meldepflichten nach dem Außenwirtschaftsrecht zu beachten.

2   Überweisungen innerhalb Deutschlands und in  
      andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums4  
      (EWR) in Euro oder in anderen EWR-Währungen5

2.1   Erforderliche Angaben
Der Kunde muss im Überweisungsauftrag folgende Angaben machen:

 Name des Zahlungsempfängers,
 Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2), ist bei  

 Überweisungen in anderen EWR-Währungen als Euro der BIC unbekannt,  
 ist stattdessen der vollständige Name und die Adresse des Zahlungs- 
 dienstleisters des Zahlungsempfängers anzugeben,

 Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1),
 Betrag,
 Name des Kunden,
 IBAN des Kunden,
 und bei grenzüberschreitenden Überweisungen die Entgeltweisung  

 „Entgeltteilung“ zwischen Kunde und Zahlungsempfänger.

2.2   Maximale Ausführungsfrist
2.2.1   Fristlänge
Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Überweisungsbetrag  
spätestens innerhalb der im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen  
Ausführungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.

2.2.2   Beginn der Ausführungsfrist
(1)   Die Ausführungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs des Überweis- 
ungsauftrags des Kunden bei der Bank (siehe Nummer 1.4).

(2)   Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausführung der Überweisung 
an einem bestimmten Tag oder am Ende eines bestimmten Zeitraums oder an dem 
Tag, an dem der Kunde der Bank den zur Ausführung erforderlichen Geldbetrag in 
der Auftragswährung zur Verfügung gestellt hat, beginnen soll, so ist der im Auf-
trag angegebene oder anderweitig vereinbarte Termin für den Beginn der Ausfüh-
rungsfrist maßgeblich. Fällt der vereinbarte Termin nicht auf einen Geschäftstag 
der Bank, so beginnt die Ausführungsfrist am darauf folgenden Geschäftstag. Die 
Geschäftstage der Bank ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“.

(3)   Bei Überweisungsaufträgen in einer vom Konto des Kunden abweichenden 
Währung beginnt die Ausführungsfrist erst an dem Tag, an dem der Überweisungs-
betrag in der Auftragswährung vorliegt.

2.3   Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden
2.3.1   Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung
Im Fall einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) hat die 
Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie 
ist verpflichtet, dem Kunden den Überweisungsbetrag zu erstatten und, sofern der 
Betrag einem Konto des Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den 
Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung mit der nicht autorisierten 
Überweisung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende 
des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf 
den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Überweisung nicht 
autorisiert ist oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat 
die Bank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass 
ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die 
Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn 
sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde die Überweisung über einen  
Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 
2 bis 4 die Bank.

2.3.2   Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter  
    Ausführung einer autorisierten Überweisung
(1)   Im Fall einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisier-
ten Überweisung kann der Kunde von der Bank die unverzügliche und ungekürzte 
Erstattung des Überweisungsbetrages insoweit verlangen, als die Zahlung nicht 
erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto des Kunden belastet, 
bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht  
erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang befunden hätte. Wird 
eine Überweisung vom Kunden über einen Zahlungsauslösedienstleister ausge-
löst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 1 und 2 die Bank. Soweit vom Über- 
weisungsbetrag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte  
abgezogen worden sein sollten, übermittelt die Bank zugunsten des Zahlungs-
empfängers unverzüglich den abgezogenen Betrag.

4 Siehe Fußnote 2.
5 Zu den EWR-Währungen gehören derzeit: Euro, Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Kroatischer Kuna, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu,  
 Schwedische Krone, Schweizer Franken, Tschechische Krone, Ungarischer Forint.
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(2)   Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjeni-
gen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zusammenhang mit 
der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung der Überweisung in Rechnung 
gestellt oder auf seinem Konto belastet wurden.

(3)   Im Fall einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Überweisung kann 
der Kunde von der Bank fordern, dass die Bank vom Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers verlangt, die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem  
Zahlungskonto des Zahlungsempfängers so vorzunehmen, als sei die Überwei-
sung ordnungsgemäß ausgeführt worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn 
die Überweisung vom Kunden über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst 
wird. Weist die Bank nach, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist, entfällt diese Pflicht. Die 
Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde kein Verbraucher ist.

(4)   Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die Bank auf 
Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen und den Kunden über 
das Ergebnis unterrichten.

2.3.3   Schadensersatz wegen Plichtverletzung
(1)   Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisier-
ten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Überweisung kann der Kunde 
von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von den Nummern 2.3.1 und 2.3.2 
erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischen-
geschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei 
denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, 
die der Kunde vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten 
zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grund- 
sätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden 
zu tragen haben.

(2)   Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese betragsmäßige 
Haftungsgrenze gilt nicht

 für nicht autorisierte Überweisungen,
 bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
 für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, und
 für den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

2.3.4   Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind
Abweichend von den Ansprüchen in Nummer 2.3.2 und in Nummer 2.3.3 haben 
Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder ver-
spätet ausgeführten autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten 
Überweisung neben etwaigen Herausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 
ff. BGB lediglich Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:

 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuld- 
 haftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt  
 sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank  
 und Kunde den Schaden zu tragen haben.

 Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet  
 die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf  
 die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten  
 Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

 Ein Schadensersatzspruch des Kunden ist der Höhe nach auf den Über- 
 weisungsbetrag zuzüglich der von der Bank in Rechnung gestellten Entgelte  
 und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Geltendmachung von  
 Folgeschäden handelt, ist der Anspruch auf höchstens 12.500 Euro je  
 Überweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkungen gelten nicht für  
 Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, die die Bank  
 besonders übernommen hat, sowie für nicht autorisierte Überweisungen.

2.3.5 Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1) Eine Haftung der Bank nach Nummern 2.3.2 bis 2.3.4 ist in folgenden Fällen 
ausgeschlossen:

 Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überweisungsbetrag  
 rechtzeitig und ungekürzt beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs- 
 empfängers eingegangen ist.

 Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden ange- 
 gebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe  
 Nummer 1.2) ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch  
 verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum bemüht, den  
 Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlangung des Über- 
 weisungsbetrags nicht möglich, so ist die Bank verpflichtet, dem Kunden  

 auf schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit  
 der Kunde gegen den tatsächlichen Empfänger der Überweisung einen  
 Anspruch auf Erstattung des Überweisungsbetrags geltend machen kann.  
 Für die Tätigkeiten der Bank nach den Sätzen 2 und 3 dieses Unterpunkts  
 berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene  
 Entgelt.

(2)   Ansprüche des Kunden nach Nummern 2.3.1 bis 2.3.4 und Einwendungen des 
Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft ausgeführter Überwei-
sungen oder aufgrund nicht autorisierter Überweisungen sind ausgeschlossen, 
wenn der Kunde die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Bela-
stung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisung 
hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den  
Kunden über die Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend dem für  
Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach 
der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der 
Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche nach Nummer 2.3.3 
kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er 
ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 
gelten auch dann, wenn der Kunde die Überweisung über einen Zahlungsauslöse- 
dienstleister auslöst.

(3)   Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begrün- 
denden Umstände

 auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf  
 das die Bank keinen Einfuss hat und dessen Folgen trotz Anwendung der  
 gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können, oder

 von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt  
 wurden. 

3   Überweisungen innerhalb Deutschlands und in  
      andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums  
      (EWR)6 in Währungen eines Staates außerhalb des  
      EWR (Drittstaatenwährung)7 sowie Überweisungen  
      in Staaten außerhalb des EWR (Drittstaaten)8

3.1   Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des  
         Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in Währungen eines Staates  
         außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung)
3.1.1   Erforderliche Angaben
Der Kunde muss für die Ausführung der Überweisung folgende Angaben machen:

 Name des Zahlungsempfängers,
 Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2); ist bei  

 grenzüberschreitenden Überweisungen der BIC unbekannt, ist stattdessen  
 der vollständige Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des  
 Zahlungsempfängers anzugeben,

 Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1),
 Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1),
 Betrag,
 Name des Kunden,
 Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.

3.1.2   Ausführungsfrist
Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt.

3.1.3   Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche  
      des Kunden
3.1.3.1   Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung
Im Fall einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) hat 
die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. 
Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Zahlungsbetrag zu erstatten und, sofern der 
Betrag einem Konto des Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den 
Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte 
Überweisung befunden hätte.

Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der 
Bank angezeigt wurde, dass die Überweisung nicht autorisiert ist oder die Bank 
auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zuständigen  

6 EWR = Europäischer Wirtschaftsraum. Hierzu gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich  
 Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen,  
 Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Zypern und die Länder Island, Liechtenstein und Norwegen.
7 Z. B. US-Dollar
8 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums derzeit: siehe Fußnote 6).
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Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten 
des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus 
Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht 
nicht bestätigt. Wurde die Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister 
ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 die Bank.

3.1.3.2   Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter  
    Ausführung einer autorisierten Überweisung
(1) Im Fall einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisier-
ten Überweisung kann der Kunde von der Bank die unverzügliche und ungekürzte 
Erstattung des Überweisungsbetrags insoweit verlangen, als die Zahlung nicht 
erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto des Kunden belastet, 
bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht er-
folgten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang befunden hätte. Wird eine 
Überweisung vom Kunden über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, 
so treffen die Pflichten aus den Sätzen 1 und 2 die Bank. Soweit vom Überwei-
sungsbetrag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen 
worden sein sollten, übermittelt die Bank zugunsten des Zahlungsempfängers 
unverzüglich den abgezogenen Betrag.

(2)   Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjeni-
gen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zusammenhang mit 
der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung der Überweisung in Rechnung 
gestellt oder auf seinem Konto belastet wurden.

(3)   Im Fall einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Überweisung kann 
der Kunde von der Bank fordern, dass die Bank vom Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers verlangt, die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem Zah-
lungskonto des Zahlungsempfängers so vorzunehmen, als sei die Überweisung 
ordnungsgemäß ausgeführt worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die 
Überweisung vom Kunden über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst 
wird. Weist die Bank nach, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist, entfällt diese Pflicht. Die 
Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde kein Verbraucher ist.

(4)   Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die Bank auf 
Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen und den Kunden über 
das Ergebnis unterrichten.

3.1.3.3   Schadensersatz wegen Plichtverletzung
(1)   Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisier-
ten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Überweisung kann der Kunde 
von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von Nummern 3.1.3.1 und 3.1.3.2 
erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischen-
geschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei 
denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, 
die der Kunde vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten 
zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grund- 
sätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden 
zu tragen haben.

(2)   Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese betragsmäßige 
Haftungsgrenze gilt nicht

 für nicht autorisierte Überweisungen,
 bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
 für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, und
 für den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

3.1.3.4   Sonderregelung für die außerhalb des EWR getätigten  
    Bestandteile der Überweisung
Für die außerhalb des EWR getätigten Bestandteile der Überweisung bestehen 
abweichend von den Ansprüchen in Nummern 3.1.3.2 und

3.1.3.3   bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten  
       autorisierten Überweisung neben etwaigen Herausgabeansprüchen  
       nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzan- 
       sprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:

 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuld- 
 haftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt  
 sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank  
 und Kunde den Schaden zu tragen haben.

 Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet  
 die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf  
 die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschal- 
 teten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

 Die Haftung der Bank ist auf höchstens 12.500 Euro je Überweisung begrenzt.  
 Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit  
 der Bank und für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat.

3.1.3.5   Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind
Abweichend von den Ansprüchen in Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3 haben Kunden, 
die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet 
ausgeführten autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Über-
weisung neben etwaigen Herausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. 
BGB lediglich Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:

 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuld- 
 haftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt  
 sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank  
 und Kunde den Schaden zu tragen haben.

 Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet  
 die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf  
 die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten  
 Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

 Ein Schadensersatzanspruch des Kunden ist der Höhe nach auf den Über- 
 weisungsbetrag zuzüglich der von der Bank in Rechnung gestellten Entgelte  
 und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Geltendmachung von  
 Folgeschäden handelt, ist der Anspruch auf höchstens 12.500 Euro je  
 Überweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkungen gelten nicht für  
 Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, die die Bank  
 besonders übernommen hat, sowie für nicht autorisierte Überweisungen.

3.1.3.6   Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1)   Eine Haftung der Bank nach Nummern 3.1.3.2 bis 3.1.3.5 ist in folgenden Fällen 
ausgeschlossen:

 Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überweisungsbetrag  
 ordnungsgemäß beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers  
 eingegangen ist.

 Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden ange- 
 gebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe  
 Nummer 1.2) ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank  
 jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum  
 bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlangung  
 des Überweisungsbetrags nach Satz 2 nicht möglich, so ist die Bank ver- 
 pflichtet, dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informa- 
 tionen mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tatsächlichen Empfänger  
 der Überweisung einen Anspruch auf Erstattung des Überweisungsbetrags  
 geltend machen kann. Für die Tätigkeiten nach den Sätzen 2 bis 3 dieses  
 Unterpunkts berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“  
 ausgewiesene Entgelt.

(2)   Ansprüche des Kunden nach Nummern 3.1.3.1 bis 3.1.3.5 und Einwendungen 
des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft ausgeführter Über- 
weisungen oder aufgrund nicht autorisierter Überweisungen sind ausge- 
schlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag  
der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Über-
weisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank 
den Kunden über die Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend dem für 
Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach 
der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn 
der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche nach Nummer 
3.1.3.3 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn 
er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 1 
bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Überweisung über einen Zahlungs- 
auslösedienstleister auslöst.

(3)   Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begrün- 
denden Umstände

 auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf  
 das die Bank keinen Einfuss hat und dessen Folgen trotz Anwendung der  
 gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können, oder

 von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt  
 wurden.

9 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums derzeit: siehe Fußnote 6). 
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3.2   Überweisungen in Staaten außerhalb des EWR (Drittstaaten)9

3.2.1   Erforderliche Angaben
Der Kunde muss für die Ausführung der Überweisung folgende Angaben machen:

 Name des Zahlungsempfängers,
 Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2); ist bei  

 grenzüberschreitenden Überweisungen der BIC unbekannt, ist stattdessen  
 der vollständige Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des  
 Zahlungsempfängers anzugeben,

 Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1),
 Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1),
 Betrag,
 Name des Kunden,
 Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.

3.2.2   Ausführungsfrist
Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt.

3.2.3   Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden
3.2.3.1   Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung
(1)   Im Fall einer nicht autorisierten Überweisung (siehe oben Nummer 1.3 Absatz 
2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwen-
dungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Zahlungsbetrag zu erstatten und, 
sofern der Betrag einem Konto des Kunden belastet worden ist, dieses Konto wie-
der auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht  
autorisierte Überweisung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens 
bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu 
erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, dass die 
Überweisung nicht autorisiert ist oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis 
erhalten hat. Hat die Bank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den 
Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mit-
geteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu 
erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde die Überweisung 
über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus 
den Sätzen 2 bis 4 die Bank.

(2)   Bei sonstigen Schäden, die aus einer nicht autorisierten Überweisung resul-
tieren, haftet die Bank für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuld-
haftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich 
nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde 
den Schaden zu tragen haben.

3.2.3.2   Haftung bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter  
    Ausführung einer autorisierten Überweisung
Bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisier-
ten Überweisung hat der Kunde neben etwaigen Herausgabeansprüchen nach  
§ 667 BGB und §§ 812 ff. BGB Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgender  
Regelungen:

 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuld- 
 haftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt  
 sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank  
 und Kunde den Schaden zu tragen haben.

 Für das Verschulden zwischengeschalteter Stellen haftet die Bank nicht.  
 In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige  
 Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle  
 (weitergeleiteter Auftrag).

 Die Haftung der Bank ist auf höchstens 12.500 Euro je Überweisung begrenzt.  
 Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit  
 der Bank und für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat.

3.2.3.3   Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1)   Eine Haftung der Bank nach Nummer 3.2.3.2 ist in folgenden Fällen ausge-
schlossen:

 Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überweisungsbetrag  
 ordnungsgemäß beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers  
 eingegangen ist.

 Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden ange- 
 gebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe  
 Nummer 1.2) ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank  
 jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum  
 bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Für die Tätigkeiten der  

 Bank nach Satz 2 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im „Preis-  
 und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

(2)   Ansprüche des Kunden nach Nummern 3.2.3.1 und 3.2.3.2 und Einwendungen 
des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft ausgeführter Überwei-
sungen oder aufgrund nicht autorisierter Überweisungen sind ausgeschlossen, 
wenn der Kunde die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung 
mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisung hiervon 
unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden über 
die Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend dem für Kontoinfor-
mationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Bela-
stungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der  
Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche kann der Kunde auch nach 
Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der  
Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn 
der Kunde die Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister auslöst.

(3)   Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruchbegrün- 
denden Umstände

 auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen,  
 auf das die Bank keinen Einfuss hat und dessen Folgen trotz Anwendung  
 der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können, oder

 von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt  
 wurden.
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Zielland Kurzform Währung Kurzform
Belgien BE Euro EUR
Bulgarien BG Bulgarischer Lew BGN
Dänemark DK Dänische Krone DKK
Estland EE Euro EUR
Finnland FI Euro EUR
Frankreich FR Euro EUR
Griechenland GR Euro EUR
Irland IE Euro EUR
Island IS Isländische Krone ISK
Italien IT Euro EUR
Japan JP Japanischer Yen JPY
Kanada CA Kanadischer Dollar CAD
Kroatien HR Kroatischer Kuna HRK
Lettland LV Euro EUR
Liechtenstein LI Schweizer Franken CHF
Litauen LT Euro EUR
Luxemburg LU Euro EUR
Malta MT Euro EUR
Niederlande NL Euro EUR
Norwegen NO Norwegische Krone NOK
Österreich AT Euro EUR
Polen PL Polnischer Zloty PLN
Portugal PT Euro EUR
Rumänien RO Rumänischer Leu RON
Russische Föderation RU Russischer Rubel RUB
Schweden SE Schwedische Krone SEK
Schweiz CH Schweizer Franken CHF
Slowakei SK Euro EUR
Slowenien SI Euro EUR
Spanien ES Euro EUR
Tschechische Republik CZ Tschechische Krone CZK
Türkei TR Türkische Lira TRY
Ungarn HU Ungarischer Forint HUF
USA US US-Dollar USD
Vereinigtes Königreich von  
Großbritannien und Nordirland

GB Britische Pfund Sterling GBP

Zypern CY Euro EUR

Anlage 1: 
Verzeichnis der Kurzformen für Zielland und Währung

*  Schweizer Franken als gesetzliches Zahlungsmittel in Liechtenstein
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Für Zahlungen des Kunden an Zahlungsempfänger mittels SEPA-Basislast-
schrift über sein Konto bei der Bank gelten folgende Bedingungen.

1.   Allgemein

1.1   Begriffsbestimmung

Eine Lastschrift ist ein vom Zahlungsempfänger ausgelöster Zahlungsvorgang  
zu Lasten des Kontos des Kunden, bei dem die Höhe des jeweiligen Zah-
lungsbetrags vom Zahlungs empfänger angegeben wird. 

1.2   Entgelte und deren Änderungen

1.2.1   Entgelte für Verbraucher
Die Entgelte im Lastschriftverkehr ergeben sich aus dem „Preis- und Leis-
tungs verzeichnis“. 

Änderungen der Entgelte im Lastschriftverkehr werden dem Kunden spä-
testens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform 
angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbezie-
hung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart, können die 
Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von der Bank 
angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde diese an-
nimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung eines Entgelts, das auf eine 
über die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Kunden gerichtet ist, 
kann die Bank mit dem Kunden nur ausdrücklich treffen.

Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Giro-
vertrag) richtet sich nach Nummer 12 Absatz 5 der Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen.

1.2.2   Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind
Für Entgelte und deren Änderung für Zahlungen von Kunden, die keine Ver-
braucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nummer 12 Absätze 2 bis 
6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen. 

2   SEPA-Basislastschrift

2.1   Allgemein

2.1.1   Wesentliche Merkmale des SEPA-Basislastschriftverfahrens
Mit dem SEPA-Basislastschriftverfahren kann der Kunde über die Bank 
an den Zahlungsempfänger Zahlungen in Euro innerhalb des Gebiets des 
einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums („Single Euro Payments Area“, 
SEPA) bewirken. Zur SEPA gehören die im Anhang genannten Staaten und 
Gebiete. 

Für die Ausführung von Zahlungen mittels SEPA-Basislastschriften muss 

 der Zahlungsempfänger und dessen Zahlungsdienstleister das SEPA- 
 Basislastschrift verfahren nutzen und

 der Kunde vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfänger das  
 SEPA-Lastschriftmandat erteilen.

Der Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungsvorgang aus, indem 

Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift  
im SEPA-Basislastschriftverfahren

er über seinen Zahlungsdienstleister der Bank die Lastschriften vorlegt. 
Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-Ba-
sislastschrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der 
Belastungsbuchung auf seinem Konto von der Bank die Erstattung des 
belasteten Lastschriftbetrags verlangen. 

2.1.2   Kundenkennungen
Für das Verfahren hat der Kunde die ihm mitgeteilte IBAN1 und bei grenz-
überschreitenden Zahlungen außerhalb des Europäischen Wirtschafts-
raums2 zusätzlich den BIC3 der Bank als seine Kundenkennung gegenüber 
dem Zahlungsempfänger zu verwenden, da die Bank berechtigt ist, die Zah-
lung aufgrund der SEPA-Basislastschrift ausschließlich auf Grundlage der 
ihr übermittelten Kundenkennung auszuführen. Die Bank und die weiteren 
beteiligten Stellen führen die Zahlung an den Zahlungsempfänger anhand 
der im Lastschriftdatensatz vom Zahlungsempfänger als dessen Kunden-
kennung angegebenen IBAN und bei grenzüberschreitenden Zahlungen 
außerhalb des EWR zusätzlich angegebenen BIC aus.

2.1.3   Übermittlung von Lastschriftdaten
Bei SEPA-Basislastschriften können die Lastschriftdaten auch über das 
Nachrichten über mittlungssystem der Society for Worldwide Interbank 
Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien und Rechenzen-
tren in der Europäischen Union, in der Schweiz und in den USA weiterge-
leitet werden.

2.2   SEPA-Lastschriftmandat

2.2.1   Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats  
  (SEPA Direct Debit Mandate)

Der Kunde erteilt dem Zahlungsempfänger ein SEPA-Lastschriftmandat. 
Damit autorisiert er gegenüber seiner Bank die Einlösung von SEPA-Ba-
sislastschriften des Zahlungsempfängers. Das Mandat ist schriftlich oder 
in der mit seiner Bank vereinbarten Art und Weise zu erteilen. In dieser 
Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass 
die am Lastschrifteinzug beteiligten Zahlungsdienstleister und etwaige 
zwischengeschaltete Stellen die für die Ausführung der Lastschrift not-
wendigen personenbezogenen Daten des Kunden abrufen, verarbeiten, 
übermitteln und speichern. 

In dem SEPA-Lastschriftmandat müssen die folgenden Erklärungen des  
Kunden enthalten sein:

 Ermächtigung des Zahlungsempfängers, Zahlungen vom Konto des  
 Kunden mittels SEPA-Basislastschrift einzuziehen

 Weisung an die Bank, die vom Zahlungsempfänger auf sein Konto  
 gezogenen SEPA-Basislastschriften einzulösen

Das SEPA-Lastschriftmandat muss folgende Autorisierungsdaten enthal-
ten:

 Bezeichnung des Zahlungsempfängers
 eine Gläubigeridentifikationsnummer
 Kennzeichnung als einmalige oder wiederkehrende Zahlung,
 Name des Kunden (sofern verfügbar)
 Bezeichnung der Bank des Kunden
 Kundenkennung (siehe Nummer 2.1.2) 

1 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
2 Mitgliedsstaaten siehe Anhang.
3 Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungscode).
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Über die Autorisierungsdaten hinaus kann das Lastschriftmandat zusätz-
liche Angaben enthalten

2.2.2   Einzugsermächtigung als SEPA-Lastschriftmandat
Hat der Kunde dem Zahlungsempfänger eine Einzugsermächtigung erteilt, 
mit der er den Zahlungsempfänger ermächtigt, Zahlungen von seinem 
Konto mittels Lastschrift einzuziehen, weist er zugleich damit die Bank 
an, die vom Zahlungsempfänger auf sein Konto gezogenen Lastschriften 
einzulösen. Mit der Einzugsermächtigung autorisiert der Kunde gegenüber 
seiner Bank die Einlösung von Lastschriften des Zahlungsempfängers. 
Diese Einzugsermächtigung gilt als SEPA-Lastschriftmandat.  Sätze 1 bis 
3 gelten auch für vom Kunden vor dem Inkrafttreten dieser Bedingungen 
erteilte Einzugsermächtigungen.

Die Einzugsermächtigung muss folgende Autorisierungsdaten enthalten:

 Bezeichnung des Zahlungsempfängers
 Name des Kunden
 Kundenkennung nach Nummer 2.1.2 oder Kontonummer und  

 Bankleitzahl des Kunden

Über die Autorisierungsdaten hinaus kann die Einzugsermächtigung zu-
sätzliche Angaben enthalten.

2.2.3   Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats

Das SEPA-Lastschriftmandat kann vom Kunden durch Erklärung gegen-
über dem Zahlungsempfänger oder seiner Bank – möglichst schriftlich – 
mit der Folge widerrufen werden, dass nachfolgende Zahlungsvorgänge 
nicht mehr autorisiert sind.

Erfolgt der Widerruf gegenüber der Bank, wird dieser ab dem auf den 
Eingang des Widerrufs folgenden Geschäftstag gemäß „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ wirksam. Zusätzlich sollte dieser auch gegenüber 
dem Zahlungsempfänger erklärt werden, damit dieser keine weiteren 
Lastschriften einzieht.

2.2.4   Begrenzung und Nichtzulassung von SEPA-Basislastschriften

Der Kunde kann der Bank gesondert die Weisung erteilen, Zahlungen aus 
SEPA-Basislastschriften zu begrenzen oder nicht zuzulassen. Diese Wei-
sung muss der Bank bis spätestens zum Ende des Geschäftstags gemäß 
„Preis- und Leistungs verzeichnis“ vor dem im Datensatz der Lastschrift 
angegebenen Fälligkeitstag zugehen. Diese Weisung sollte möglichst 
schriftlich und möglichst gegenüber der kontoführenden Stelle der Bank 
erfolgen. Zusätzlich sollte diese auch gegenüber dem Zahlungsempfänger 
erklärt werden.

2.3   Einzug der SEPA-Basislastschrift auf Grundlage des SEPA- 
  Lastschriftmandats durch den Zahlungsempfänger 

(1) Das vom Kunden erteilte SEPA-Lastschriftmandat verbleibt beim 
Zahlungsempfänger. Dieser übernimmt die Autorisierungsdaten und 
setzt etwaige zusätzliche Angaben in den Datensatz zur Einziehung von 
SEPA-Basislastschriften. Der jeweilige Lastschriftbetrag wird vom Zah-
lungsempfänger angegeben.

(2) Der Zahlungsempfänger übermittelt elektronisch den Datensatz zur 
Einziehung der SEPA-Basislastschrift unter Einschaltung seines Zahlungs-
dienstleisters an die Bank als Zahlstelle. Dieser Datensatz verkörpert 
auch die Weisung des Kunden an die Bank zur Einlösung der jeweiligen 
SEPA-Basislastschrift (siehe Nummer 2.2.1 Sätze 2 und 4 beziehungsweise 
Nummer 2.2.2 Satz 2). Für den Zugang dieser Weisung verzichtet die Bank 
auf die für die Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats vereinbarte Form 
(siehe Nummer 2.2.1 Satz 3).

2.4   Zahlungsvorgang aufgrund der SEPA-Basislastschrift 

2.4.1   Belastung des Kontos des Kunden mit dem Lastschriftbetrag 

(1) Eingehende SEPA-Basislastschriften des Zahlungsempfängers werden 
am im Datensatz angegebenen Fälligkeitstag mit dem vom Zahlungsemp-
fänger angegebenen Lastschriftbetrag dem Konto des Kunden belastet. 
Fällt der Fälligkeitstag nicht auf einen im „Preis- und Leistungsverzeich-
nis“ ausgewiesenen Geschäftstag der Bank, erfolgt die Kontobelastung 
am nächsten Geschäftstag.

(2) Eine Kontobelastung erfolgt nicht oder wird spätestens am zweiten 
Bankarbeitstag4 nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht (siehe Nummer 
2.4.2), wenn

 der Bank ein Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats gemäß Nummer  
 2.2.3 zugegangen ist,

 der Kunde über kein für die Einlösung der Lastschrift ausreichendes  
 Guthaben auf sei nem Konto oder über keinen ausreichenden Kredit  
 verfügt (fehlende Kontodeckung); Teileinlösungen nimmt die Bank  
 nicht vor,

 die im Lastschriftdatensatz angegebene IBAN des  
 Zahlungspflichtigen zuzuordnen ist oder 

 die Lastschrift nicht von der Bank verarbeitbar ist, da im Lastschrift- 
 datensatz

    eine Gläubigeridentifikationsnummer fehlt oder für die Bank  
      erkennbar fehler haft ist,
    eine Mandatsreferenz fehlt,
    ein Ausstellungsdatum des Mandats fehlt oder
    kein Fälligkeitstag angegeben ist.

(3) Darüber hinaus erfolgt eine Kontobelastung nicht oder wird spätestens 
am zweiten Bankarbeitstag nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht (si-
ehe Nummer 2.4.2), wenn dieser SEPA-Basislastschrift eine gesonderte 
Weisung des Kunden nach Nummer 2.2.4 entgegensteht. 

2.4.2   Einlösung von SEPA-Basislastschriften
SEPA-Basislastschriften sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung auf 
dem Konto des Kunden nicht spätestens am zweiten Bankarbeitstag nach 
ihrer Vornahme rückgängig ge macht wird.

2.4.3   Unterrichtung über die Nichtausführung oder Rückgängig- 
  machung der Belastungsbuchung oder Ablehnung der Einlösung 
Über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung der Belastungsbu-
chung (siehe Nummer 2.4.1 Absatz 2) oder die Ablehnung der Einlösung ei-
ner SEPA-Basis lastschrift (siehe Nummer 2.4.2) wird die Bank den Kunden 
unverzüglich, spätestens bis zu der ge mäß Nummer 2.4.4 vereinbarten 
Frist unterrichten. Dies kann auch auf dem für Konto informationen verein-
barten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, soweit möglich, die Gründe 
sowie die Möglichkeiten angeben, wie Fehler, die zur Nichtausführung, 
Rückgän gigmachung oder Ablehnung geführt haben, berichtigt werden 
können. 

Für die berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten SEPA-Ba-
sislastschrift wegen fehlender Kontodeckung (siehe Nummer 2.4.1 Absatz 
2 zweiter Spiegelstrich) berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungs-
verzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

2.4.4   Ausführung der Zahlung
(1)   Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der von ihr dem Konto 

4 Bankarbeitstage sind alle Werktage außer: Sonnabende, 24. und 31. Dezember.
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des Kunden aufgrund der SEPA-Basislastschrift des Zahlungsempfängers 
belastete Lastschriftbetrag spätestens innerhalb der im „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ angegebenen Ausführungsfrist beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.

(2)   Die Ausführungsfrist beginnt an dem im Lastschriftdatensatz angegeben- 
en Fälligkeitstag. Fällt dieser Tag nicht auf einen Geschäftstag gemäß „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“ der Bank, so beginnt die Ausführungsfrist am  
darauf folgenden Geschäftstag.

(3)   Die Bank unterrichtet den Kunden über die Ausführung der Zahlung 
auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg und in der vereinbarten 
Häufigkeit.

2.5   Erstattungsanspruch des Kunden bei einer autorisierten Zahlung
(1)   Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA- 
Basislastschrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der  
Belastungsbuchung auf seinem Konto von der Bank ohne Angabe von 
Gründen die Erstattung des belasteten Lastschriftbetrags verlangen. Da-
bei bringt sie das Konto wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die 
Belastung durch die Zahlung befunden hätte. Etwaige Zahlungsansprüche 
des Zahlungsempfängers gegen den Kunden bleiben hiervon unberührt.

(2)   Der Erstattungsanspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, sobald der  
jeweilige Betrag der Lastschriftbelastungsbuchung durch eine ausdrück-
liche Genehmigung des Kunden unmittelbar gegenüber der Bank autori-
siert worden ist.

(3)   Erstattungsansprüche des Kunden bei einer nicht erfolgten oder 
fehlerhaft ausgeführten autorisierten Zahlung richten sich nach Nummer 
2.6.2.

2.6   Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche  
  des Kunden

2.6.1   Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung
Im Fall einer vom Kunden nicht autorisierten Zahlung hat die Bank gegen 
den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ver-
pflichtet, dem Kunden den von seinem Konto abgebuchten Lastschriftbe-
trag zu erstatten. Dabei bringt sie das Konto wieder auf den Stand, auf dem 
es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Zahlung befunden 
hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäftstags 
gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag 
folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Zahlung nicht auto-
risiert ist oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat 
die Bank einer zuständigen Behörde  berechtigte Gründe für den Verdacht, 
dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitge-
teilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und 
zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt.

2.6.2   Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter 
(1)   Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer au-
torisierten Zahlung kann der Kunde von der Bank die unverzügliche und 
ungekürzte Erstattung des Lastschriftbetrages insoweit verlangen, als die 
Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Die Bank bringt dann das Konto 
wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den fehlerhaft ausgeführten 
Zahlungsvorgang befunden hätte.

(2)   Der Kunde kann über den Anspruch nach Absatz 1 hinaus von der Bank 
die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen verlangen, die die Bank ihm 
im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung 
der Zahlung in Rechnung gestellt oder mit denen sie das Konto des Kunden 
belastet hat.

(3)   Geht der Lastschriftbetrag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfängers erst nach Ablauf der Ausführungsfrist in Nummer 2.4.4 Absatz 
2 ein (Verspätung), kann der Zahlungsempfänger von seinem Zahlungs-
dienstleister verlangen, dass dieser die Gutschrift des Lastschriftbetrags 
auf dem Konto des Zahlungsempfängers so vornimmt, als sei die Zahlung 
ordnungsgemäß ausgeführt worden.

(4)   Wurde ein Zahlungsvorgang nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die Bank  
auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen und den 
Kunden über das Ergebnis unterrichten.

2.6.3   Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1)   Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer 
autorisierten Zahlung oder bei einer nicht autorisierten Zahlung kann der 
Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von Nummern 2.6.1 
und 2.6.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank 
die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Ver-
schulden, das einer von ihr zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie 
eigenes Verschulden zu vertreten. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes 
Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich 
nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und 
Kunde den Schaden zu tragen haben.

(2)   Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese betrags-
mäßige Haftungsgrenze gilt nicht

 für nicht autorisierte Zahlungen,
 bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
 für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, und
 für den dem Kunden entstandenen Zinsschaden, wenn der Kunde  

 Verbraucher ist.

2.6.4   Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind
Abweichend von den Ansprüchen in Nummer 2.6.2 und 2.6.3 haben Kun-
den, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder 
verspätet ausgeführten autorisierten Zahlung oder bei einer nicht autori-
sierten Zahlung neben etwaigen Herausgabeansprüchen nach § 667 BGB 
und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzansprüche nach Maßgabe fol-
gender Regelungen: 

 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch  
 ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens  
 beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitver- 
 schuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden  
 zu tragen haben. 

 Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen  
 haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung  
 der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten  
 zwischengeschalteten Stelle.

 Ein Schadensersatzanspruch des Kunden ist der Höhe nach auf den  
 Lastschriftbetrag zuzüglich der von der Bank in Rechnung gestellten  
 Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Geltend- 
 machung von Folgeschäden handelt, ist der Anspruch auf höchstens  
 12.500 Euro je Zahlung begrenzt. Diese Haftungs beschränkungen  
 gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für  
 Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, sowie für nicht  
 autorisierte Zahlungen.
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2.6.5   Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1)   Eine Haftung der Bank nach Nummern 2.6.2 bis 2.6.4 ist in folgenden 
Fällen ausgeschlossen:

 Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Zahlungsbetrag  
 rechtzeitig und ungekürzt beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs- 
 empfängers eingegangen ist.

 Die Zahlung wurde in Übereinstimmung mit der vom Zahlungs- 
 empfänger angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des  
 Zahlungsempfängers ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde  
 von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer  
 Möglichkeiten darum bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzu  
 erlangen. Ist die Wiedererlangung des Zahlungsbetrags nach  
 Satz 2 dieses Unterpunktes nicht möglich, so ist die Bank  
 verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle ver- 
 fügbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde einen  
 Anspruch auf Erstattung des Zahlungsbetrags geltend machen kann.  
 Für die Tätigkeiten nach den Sätzen 2 und 3 dieses Unterpunkts  
 berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“  
 ausgewiesene Entgelt.

(2)   Ansprüche des Kunden nach Nummern 2.6.1 bis 2.6.4 und Einwen-
dungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft aus-
geführter Zahlungen oder aufgrund nicht autorisierter Zahlungen sind 
ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spätestens 13 Monate 
nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft 
ausgeführten Zahlung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt 
nur, wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung der Zahlung 
entsprechend dem für Konto informationen vereinbarten Weg spätestens 
innerhalb eines Monats nach der Belastungs buchung unterrichtet hat; an-
derenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. 
Schadensersatzansprüche nach Nummer 2.6.3 kann der Kunde auch nach 
Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an 
der Einhaltung dieser Frist verhindert war.

(3)   Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch  
begründen den Umstände

 auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen,  
 auf das die Bank keinen Einfluss hat und dessen Folgen trotz  
 Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden  
 können, oder

 von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt  
 wurden

Anhang: Liste der zu SEPA gehörigen Staaten und Gebiete

Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)
Mitgliedstaaten der Europäischen Union: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, 
Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern.
Weitere Staaten: 
Island, Liechtenstein, Norwegen.
Sonstige Staaten und Gebiete
Andorra, Guernsey, Insel Man, Jersey, Monaco, Saint-Pierre und Miquelon, San Marino, Schweiz, Vatikanstadt, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland.
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Für den Einzug von Forderungen des Kunden als Zahlungsempfänger mittels Last-
schrift gelten folgende Bedingungen.

1   Allgemein
1.1   Begriffsbestimmung
Eine Lastschrift ist ein vom Kunden als Zahlungsempfänger ausgelöster Zahl- 
ungsvorgang zu Lasten des Kontos des Zahlers bei dessen Zahlungsdienstleister, 
bei dem die Höhe des jeweiligen Zahlungsbetrags vom Kunden angegeben wird.

1.2   Einreichungsfristen
Lastschriften sind vom Kunden innerhalb der in Anlage A geregelten Fristen bei 
der Bank einzureichen.

1.3   Entgelte und deren Änderung
1.3.1   Entgeltvereinbarung
Die Entgelte für den Einzug von Lastschriften ergeben sich aus der Lastschrift- 
inkassovereinbarung, soweit nicht anderweitig vereinbart.

1.3.2   Änderungen der Entgelte für Verbraucher
Änderungen der Entgelte werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem 
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der 
Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikations-
weg vereinbart, können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. 
Die von der Bank angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde 
diese annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung eines Entgelts, das auf eine 
über die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Kunden gerichtet ist, kann die 
Bank mit dem Kunden nur ausdrücklich treffen.

Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag) 
richtet sich nach Nummer 12 Absatz 5 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

1.3.3   Änderungen der Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind
Bei Änderungen der Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind, verbleibt 
es bei den Regelungen in Nummer 12 Absätze 2 bis 6 der Allgemeinen Geschäfts- 
bedingungen.

1.3.4   Abzug von Entgelten von der Lastschriftgutschrift
Die Bank darf die ihr zustehenden Entgelte von dem gutzuschreibenden Last-
schriftbetrag abziehen.

1.4   Unterrichtung
Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich über die Aus-
führung von Lastschriftinkassoaufträgen und Lastschriftrückgaben auf dem für 
Kontoinformationen vereinbarten Weg. Mit Kunden, die keine Verbraucher sind, 
kann die Art und Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung gesondert 
vereinbart werden. Bei Kunden, die keine Verbraucher sind, werden bei Sam-
melgutschriften von Lastschrifteinzügen nicht die einzelnen Zahlungsvorgänge  
ausgewiesen, sondern nur der Gesamtbetrag.

1.5 Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden
1.5.1 Unterrichtungsplicht des Kunden
Der Kunde hat die Bank unverzüglich nach Feststellung fehlerhaft ausgeführter 
Lastschrifteinzüge zu unterrichten.

1.5.2   Ansprüche bei einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung  
     eines Lastschriftinkassoauftrags durch die Bank und bei verspätetem  
     Eingang des Lastschriftbetrags
(1)   Im Fall einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung eines Lastschrift- 
inkassoauftrags durch die Bank kann der Kunde verlangen, dass die Bank diesen 
unverzüglich, gegebenenfalls erneut, an den Zahlungsdienstleister des Zahlers 
übermittelt.

(2)   Der Kunde kann über den Anspruch nach Absatz 1 hinaus von der Bank die 
Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen verlangen, die die Bank ihm im Zusam-
menhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung eines Lastschrift- 
inkassoauftrags in Rechnung gestellt oder mit denen sie das Konto des Kunden 
belastet hat.
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(3)   Ist der Lastschriftbetrag lediglich verspätet bei der Bank eingegangen, kann 
der Kunde von der Bank im Rahmen des § 675y Absatz 4 BGB verlangen, dass sie 
die Gutschrift des Lastschriftbetrags auf dem Konto des Kunden so vornimmt, als 
sei der Zahlungsvorgang ordnungsgemäß ausgeführt worden.

1.5.3   Schadensersatz bei Plichtverletzung
(1)   Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung eines Last-
schriftinkassoauftrags kann der Kunde von der Bank den Ersatz des hierdurch 
entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtver-
letzung nicht zu vertreten hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu 
der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen 
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen 
haben.

(2)   Soweit es sich bei dem Kunden nicht um einen Verbraucher handelt, ist die 
Haftung der Bank für Schäden der Höhe nach auf den Lastschriftbetrag begrenzt. 
Soweit es sich hierbei um Folgeschäden handelt, ist die Haftung zusätzlich auf 
höchstens 12.500 Euro je Zahlung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkungen  
gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren,  
die die Bank besonders übernommen hat.

1.5.4   Haftungs- und Einwendungsausschluss
Ansprüche des Kunden nach Nummer 1.5.2 und Einwendungen des Kunden gegen  
die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft ausgeführter Inkassoaufträge sind  
ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem 
Tag der Buchung mit einem fehlerhaft ausgeführten Inkassovorgang hiervon  
unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden über 
den Vorgang entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg späte-
stens innerhalb eines Monats nach der Buchung unterrichtet hat; anderenfalls ist 
für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich.

1.6   Sonstige Sonderregelung mit Kunden, die keine Verbraucher sind
(1)   Bei Kunden, die keine Verbraucher sind, gelten § 675d Absatz 1, Absätze 3 bis 5 
(Informationspflichten) und § 675f Absatz 5 Satz 2 (Auslagen und Entgelte für die 
Erfüllung von Nebenpflichten) des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht.

(2)   Die Mindestkündigungsfrist von zwei Monaten in Nummer 19 Absatz 1 Satz 3 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen gilt nicht für die Inkassovereinbarung mit 
Kunden, die keine Verbraucher sind.

1.7   Zurverfügungstellung von Kopien der Lastschriftmandate
Auf Anforderung hat der Kunde der Bank innerhalb von sieben Geschäftstagen 
Kopien der Einzugsermächtigung, des SEPA-Lastschriftmandats beziehungsweise 
des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats und gegebenenfalls weitere Informationen 
zu den eingereichten Lastschriften zur Verfügung zu stellen.

2   SEPA-Basislastschrift
2.1   Wesentliche Merkmale des SEPA-Basislastschriftverfahrens
Das SEPA-Basislastschriftverfahren richtet sich nach dem „SEPA Core Direct  
Debit Scheme Rulebook“ des European Payments Council.

Mit dem SEPA-Basislastschriftverfahren kann ein Zahler über seinen Zahlungs-
dienstleister an den Zahlungsempfänger Zahlungen in Euro innerhalb des Gebiets 
des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums („Single Euro Payments Area“, 
SEPA)1 bewirken.

Für die Ausführung von Zahlungen mittels SEPA-Basislastschriften muss der  
Zahler vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfänger das SEPA-Lastschrift-
mandat (siehe Nummer 2.4) erteilen.

Der Kunde als Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungsvorgang aus,  
indem er über die Bank dem Zahlungsdienstleister des Zahlers die  
Lastschriften vorlegt.

Der Zahler kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-Basislast-
schrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der Belastungs- 
buchung auf seinem Konto von seinem Zahlungsdienstleister die Erstattung  
des belasteten Lastschriftbetrags ohne Angabe von Gründen verlangen. Dies 
führt zu einer Rückgängigmachung der Gutschrift auf dem Konto des Kunden als  
Zahlungsempfänger.

1 Liste der zu SEPA gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.
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2.2   Kundenkennungen
Für das Verfahren hat der Kunde

 die ihm von der Bank erteilte IBAN – und bei grenzüberschreitenden  
 Lastschrifteinzügen in Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschafts- 
 raums2 zusätzlich den BIC der Bank – als seine Kun denkennung sowie

 die ihm vom Zahler mitgeteilte IBAN – und bei grenzüberschreitenden  
 Lastschrifteinzügen in Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschafts- 
 raums3 zusätzlich den BIC des Zahlungsdienstleisters des Zahlers – als die  
 Kundenkennung des Zahlers zu verwenden.

Die Bank ist berechtigt, den Einzug der Lastschriften ausschließlich auf Grund- 
lage der ihr übermittelten Kundenkennungen durchzuführen.

2.3   Übermittlung von Lastschriftdaten
Bei SEPA-Basislastschriften können die Lastschriftdaten auch über das Nach-
richtenübermittlungssystem der Society for Worldwide Interbank Financial Tele- 
communication (SWIFT) mit Sitz in Belgien und Rechenzentren in der  
Europäischen Union, in der Schweiz und in den USA weitergeleitet werden.

2.4   SEPA-Lastschriftmandat
2.4.1   Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats (SEPA Direct Debit Mandate)
Der Kunde muss vor Einreichung von SEPA-Basislastschriften vom Zahler ein 
SEPA-Lastschriftmandat einholen. In dem SEPA-Lastschriftmandat müssen die 
folgenden Erklärungen des Zahlers enthalten sein:

 Ermächtigung des Kunden durch den Zahler, Zahlungen vom Konto des  
 Zahlers mittels SEPA-Basislastschrift einzuziehen, und

 Weisung des Zahlers an seinen Zahlungsdienstleister, die vom Kunden auf  
 das Konto des Zahlers gezogenen SEPA-Basislastschriften einzulösen.

Der Kunde muss hierzu den als Anlage B.1 beigefügten Text oder einen  
inhaltsgleichen Text in einer Amtssprache der in Anlage D genannten Staaten  
und Gebiete gemäß den Vorgaben des European Payments Council (siehe:  
www.europeanpaymentscouncil.eu) verwenden.

Zusätzlich müssen folgende Angaben im Mandat enthalten sein:

 Name des Kunden, seine Adresse und seine Gläubiger-Identifikationsnummer  
 (diese wird für in Deutschland ansässige Kunden von der Deutschen Bundes- 
 bank vergeben, siehe http://glaeubiger-id.bundesbank.de),

 Angabe, ob das Mandat für wiederkehrende Zahlungen oder eine einmalige  
 Zahlung gegeben wird,

 Name des Zahlers oder Bezeichnung gemäß Anlage C Nummer 2,
 Kundenkennung des Zahlers (siehe Nummer 2.2),
 Zeichnung durch den Zahler sowie
 Datum der Zeichnung durch den Zahler.

Die vom Kunden individuell vergebene Mandatsreferenz

 bezeichnet in Verbindung mit der Gläubiger-Identifikationsnummer  
 das jeweilige Mandat eindeutig,

 ist bis zu 35 alphanumerische Stellen lang und
 kann bereits im Mandat enthalten sein oder muss dem Zahler nachträglich  

 bekannt gegeben werden.

Über die genannten Daten hinaus kann das SEPA-Lastschriftmandat zusätzliche 
Angaben enthalten.

2.4.2   Einzugsermächtigung als SEPA-Lastschriftmandat
(1)   Der Kunde kann eine vor dem 1. Februar 2014 erteilte Einzugsermächti- 
gung als SEPA-Lastschriftmandat nutzen. Dazu müssen die folgenden Voraus- 
setzungen vorliegen:

 Der Zahler hat dem Kunden als Zahlungsempfänger eine schriftliche  
 Einzugsermächtigung erteilt, mit der er den Zahlungsempfänger  
 ermächtigt, Zahlungen von seinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen.

 Der Zahler und dessen Zahlungsdienstleister haben vereinbart, dass
 der Zahler mit der Einzugsermächtigung zugleich seinen Zahlungsdienst- 

 leister anweist, die vom Zahlungsempfänger auf sein Konto gezogenen  
 Lastschriften einzulösen, und

 diese Einzugsermächtigung als SEPA-Lastschriftmandat genutzt werden  
 kann.

(2)   Die Einzugsermächtigung muss folgende Autorisierungsdaten enthalten:

 Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
 Bezeichnung des Zahlers,
 Kundenkennung nach Nummer 2.2 oder Kontonummer und Bankleitzahl  

 des Zahlers.

Über die Autorisierungsdaten hinaus kann die Einzugsermächtigung zusätzliche 
Angaben enthalten.

(3)   Vor dem ersten SEPA-Basislastschrifteinzug hat der Kunde den Zahler über 
den Wechsel vom Einzug per Einzugsermächtigungslastschrift auf den Einzug per 
SEPA-Basislastschrift unter Angabe von Gläubiger-Identifikationsnummer und 
Mandatsreferenz in Textform zu unterrichten. Auf Nachfrage der Bank hat der 
Kunde die Unterrichtung des Zahlers nach Satz 1 in geeigneter Weise nachzuwei-
sen.

(4)   Die erste SEPA-Basislastschrift, die nach dem Wechsel von der Einzugs- 
ermächtigungslastschrift erfolgt, wird als Erstlastschrift gekennzeichnet.  
Im Datensatz der eingereichten Lastschriften ist als Datum der Unterschrift des 
Zahlers das Datum der Unterrichtung des Zahlers nach Absatz 3 anzugeben.

2.4.3   Aufbewahrungsplicht
Der Kunde ist verpflichtet, das vom Zahler erteilte SEPA-Lastschriftmandat – ein-
schließlich Änderungen – in der gesetzlich vorgegebenen Form aufzubewahren. 
Nach Erlöschen des Mandats ist dieses noch für einen Zeitraum von mindestens 
14 Monaten, gerechnet vom Einreichungsdatum der letzten eingezogenen Last-
schrift, aufzubewahren.

2.4.4   Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats durch einen Zahler
Widerruft ein Zahler gegenüber dem Kunden ein SEPA-Lastschriftmandat, darf 
der Kunde keine weiteren SEPA-Basislastschriften mehr auf Grundlage dieses 
SEPA-Lastschriftmandats einziehen.

Erhält der Kunde eine SEPA-Basislastschrift mit dem Rückgabegrund „no manda-
te/unauthorised transaction“ zurück, teilt der Zahlungsdienstleister des Zahlers 
damit dem Kunden mit, dass der Zahler das dem Kunden erteilte SEPA-Lastschrift-
mandat widerrufen hat. Der Kunde darf dann keine weiteren SEPA-Basislast-
schriften mehr auf Grundlage dieses SEPA-Lastschriftmandats einziehen.

2.5   Ankündigung des SEPA-Basislastschrift-Einzugs
Der Kunde hat dem Zahler spätestens 14 Kalendertage vor der Fälligkeit der  
SEPA-Basislastschrift-Zahlung den SEPA-Basislastschrift-Einzug anzukündigen 
(z. B. durch Rechnungsstellung); Kunde und Zahler können auch eine andere  
Frist vereinbaren. Bei wiederkehrenden Lastschriften mit gleichen Lastschrift-
beträgen genügen eine einmalige Unterrichtung des Zahlers vor dem ersten  
Lastschrifteinzug und die Angabe der Fälligkeitstermine.

2.6   Einreichung der SEPA-Basislastschrift
(1)   Das vom Zahler erteilte SEPA-Lastschriftmandat verbleibt beim Kunden als 
Zahlungsempfänger. Dieser übernimmt die Autorisierungsdaten und etwaige zu-
sätzliche Angaben in den Datensatz zur Einziehung von SEPA-Basislastschriften. 
Der jeweilige Lastschriftbetrag und der Fälligkeitstag der Lastschriftzahlung 
werden vom Kunden angegeben. Wird die SEPA-Basislastschrift auf ein Konto des 
Zahlers außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums4 gezogen, ist im Datensatz 
zusätzlich die Anschrift des Zahlers anzugeben.

(2)   Der Kunde übermittelt elektronisch den Datensatz zur Einziehung der SEPA- 
Basislastschrift unter Beachtung der vereinbarten Einreichungsfristen an die 
Bank. Die Lastschrift ist gemäß Anlage C zu kennzeichnen. Der Zahlungsdienst-
leister des Zahlers (Zahlstelle) ist berechtigt, die Lastschrift nach der Kennzeich-
nung zu bearbeiten.

(3)   Fällt der im Datensatz vom Kunden angegebene Fälligkeitstag auf keinen  
TARGET2-Geschäftstag5, ist die Bank berechtigt, den folgenden TARGET2- 
Geschäftstag als Fälligkeitstag im Lastschriftdatensatz anzugeben.

(4)   Reicht der Kunde zu einem SEPA-Lastschriftmandat in einem Zeitraum von  
36 Monaten (gerechnet vom Fälligkeitstermin der zuletzt vorgelegten SEPA- 
Basislastschrift) keine SEPA-Basislastschrift ein, hat er Lastschrifteinzüge 
auf Basis dieses Mandats zu unterlassen und ist verpflichtet, ein neues SEPA- 
Lastschriftmandat einzuholen, wenn er zukünftig SEPA-Basislastschriften von 
dem Zahler einziehen möchte. Die Bank ist nicht verpflichtet, die Einhaltung der 
Maßnahmen in Satz 1 zu prüfen.

(5)   Die Bank wird die rechtzeitig und ordnungsgemäß eingereichte SEPA-Basis-
lastschrift so an den Zahlungsdienstleister des Zahlers übermitteln, dass die  
Verrechnung an dem im Lastschriftdatensatz enthaltenen Fälligkeitstag  
ermöglicht wird.

2 Liste der zum Europäischen Wirtschaftsraum gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.
3 Liste der zum Europäischen Wirtschaftsraum gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.
4 Liste der zum Europäischen Wirtschaftsraum gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.
5 TARGET2 steht für Trans-European Automated Real-time Gross Settlement Express Transfer System. TARGET2 ist täglich außer samstags, sonntags, an Neujahr, am Karfreitag und  
 Ostermontag, am 1. Mai sowie am 25. und 26. Dezember geöffnet.
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2.7   Ausführung des Zahlungsvorgangs und Rücklastschriften
(1)   Der Zahlungsdienstleister des Zahlers leitet den von ihm dem Konto des Zah-
lers aufgrund der SEPA-Basislastschrift belasteten Lastschriftbetrag der Bank 
zu.

(2)   Bei einer von dem Zahlungsdienstleister des Zahlers nicht eingelösten oder 
wegen des Erstattungsverlangens des Zahlers zurückgegebenen Lastschrift 
macht die Bank die Vorbehaltsgutschrift beziehungsweise Gutschrift rückgängig. 
Dies geschieht unabhängig davon, ob in der Zwischenzeit ein Rechnungsabschluss 
erteilt wurde.

3 SEPA-Firmenlastschrift
3.1   Wesentliche Merkmale des SEPA-Firmenlastschriftverfahrens
Das SEPA-Firmenlastschriftverfahren richtet sich nach dem „SEPA Business  
to Business Direct Debit Scheme Rulebook“ des European Payments Council.  
Das SEPA-Firmenlastschriftverfahren kann nur von Zahlern genutzt werden, die 
keine Verbraucher sind.

Mit dem SEPA-Firmenlastschriftverfahren kann ein Zahler über seinen Zahlungs-
dienstleister an den Zahlungsempfänger Zahlungen in Euro innerhalb des Gebiets 
des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums („Single Euro Payments Area“, 
SEPA)6 bewirken.

Für die Ausführung von Zahlungen mittels SEPA-Firmenlastschrift

 müssen der Zahlungsempfänger und dessen Zahlungsdienstleister das  
 SEPA-Firmenlastschriftverfahren nutzen,

 muss der Zahler vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfänger das  
 SEPA-Firmenlastschrift-Mandat erteilen und

 muss der Zahler seinem Zahlungsdienstleister die Erteilung des SEPA- 
 Firmenlastschrift-Mandats bestätigen.

Der Kunde als Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungsvorgang aus, in-
dem er über die Bank dem Zahlungsdienstleister des Zahlers die Lastschriften 
vorlegt.

Der Zahler kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-Firmen- 
lastschrift von seinem Zahlungsdienstleister keine Erstattung des seinem Konto 
belasteten Lastschriftbetrages verlangen.

3.2   Kundenkennungen
Für das Verfahren hat der Kunde

 die ihm von der Bank erteilte IBAN – und bei grenzüberschreitenden Last- 
 schrifteinzügen in Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums7  
 zusätzlich den BIC – als seine Kundenkennung sowie

 die ihm vom Zahler mitgeteilte IBAN – und bei grenzüberschreitenden  
 Lastschrifteinzügen in Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschafts- 
 raums8 zusätzlich den BIC des Zahlungsdienstleisters des Zahlers – als die  
 Kundenkennung des Zahlers zu verwenden.

Die Bank ist berechtigt, den Einzug der Lastschriften ausschließlich auf Grund- 
lage der ihr übermittelten Kundenkennungen durchzuführen.

3.3 Übermittlung von Lastschriftdaten
Bei SEPA-Firmenlastschriften können die Lastschriftdaten auch über das Nach-
richtenübermittlungssystem der Society for Worldwide Interbank Financial 
Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien und Rechenzentren in der Europä-
ischen Union, in der Schweiz und in den USA weitergeleitet werden.

3.4 SEPA-Firmenlastschrift-Mandat
3.4.1   Erteilung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats  
    (SEPA Business-to-Business Direct Debit Mandate)
Der Kunde muss vor Einreichung von SEPA-Firmenlastschriften vom Zahler ein SE-
PA-Firmenlastschrift-Mandat einholen. In dem SEPA-Firmenlastschrift-Mandat 
müssen die folgenden Erklärungen des Zahlers enthalten sein:

 Ermächtigung des Kunden, Zahlungen vom Konto des Zahlers mittels  
 SEPA-Firmenlastschrift einzuziehen, und

 Weisung des Zahlers an seinen Zahlungsdienstleister, die vom Kunden auf  
 das Konto des Zahlers gezogenen SEPA-Firmenlastschriften einzulösen.

Der Kunde muss hierzu den als Anlage B.2 beigefügten Text oder einen  
inhaltsgleichen Text in einer Amtssprache der in Anlage D genannten Staaten  
und Gebiete gemäß den Vorgaben des European Payments Council (siehe:  

www.europeanpaymentscouncil.eu) verwenden.

Zusätzlich müssen folgende Angaben im Mandat enthalten sein:

 Name des Kunden, seine Adresse und seine Gläubiger-Identifikationsnummer  
 (diese wird für in Deutschland ansässige Kunden von der Deutschen  
 Bundesbank vergeben, siehe http://glaeubiger-id.bundesbank.de),

 Angabe, ob das Mandat für wiederkehrende Zahlungen oder eine  
 einmalige Zahlung gegeben wird,

 Name des Zahlers,
 Kundenkennung des Zahlers (siehe Nummer 3.2),
 Zeichnung durch den Zahler sowie
 Datum der Zeichnung durch den Zahler.

Die vom Kunden individuell vergebene Mandatsreferenz

 bezeichnet in Verbindung mit der Gläubiger-Identifikationsnummer  
 das jeweilige Mandat eindeutig,

 ist bis zu 35 alphanumerische Stellen lang und
 kann bereits im Mandat enthalten sein oder muss dem Zahler  

 nachträglich bekannt gegeben werden.

Über die genannten Daten hinaus kann das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat  
zusätzliche Angaben enthalten.

3.4.2   Aufbewahrungspflichten
Der Kunde ist verpflichtet, das vom Zahler erteilte SEPA-Firmenlastschrift-Man-
dat – einschließlich Änderungen – in der gesetzlich vorgegebenen Form aufzube- 
wahren. Nach Erlöschen des Mandats ist dieses noch für einen Zeitraum von  
mindestens 14 Monaten, gerechnet vom Einreichungsdatum der letzten  
eingezogenen Lastschrift, aufzubewahren.

3.5   Ankündigung des SEPA-Firmenlastschrift-Einzugs
Der Kunde hat dem Zahler spätestens 14 Kalendertage vor der Fälligkeit der SE-
PA-Firmenlastschrift-Zahlung den SEPA-Firmenlastschrift-Einzug anzukündigen 
(z. B. durch Rechnungsstellung); Kunde und Zahler können auch eine andere Frist 
vereinbaren. Bei wiederkehrenden Lastschriften mit gleichen Lastschriftbeträgen 
genügt eine einmalige Unterrichtung des Zahlers vor dem ersten Lastschriftein-
zug und die Angabe der Fälligkeitstermine.

3.6   Einreichung der SEPA-Firmenlastschrift
(1)   Das vom Zahler erteilte SEPA-Firmenlastschrift-Mandat verbleibt beim Kunden.  
Dieser übernimmt die Autorisierungsdaten und etwaige zusätzliche Angaben in 
den Datensatz zur Einziehung von SEPA-Firmenlastschriften. Der jeweilige Last-
schriftbetrag und der Fälligkeitstag der Lastschriftzahlung werden vom Kunden 
angegeben. Wird die SEPA-Firmenlastschrift auf ein Konto des Zahlers außerhalb 
des Europäischen Wirtschaftsraums9 gezogen, ist im Datensatz zusätzlich die  
Anschrift des Zahlers anzugeben.

(2)   Der Kunde übermittelt elektronisch den Datensatz zur Einziehung der SEPA- 
Firmenlastschrift unter Beachtung der vereinbarten Einreichungsfristen an 
die Bank. Die Lastschrift ist gemäß Anlage C zu kennzeichnen. Der Zahlungs- 
dienstleister des Zahlers (Zahlstelle) ist berechtigt, die Lastschrift nach der 
Kennzeichnung zu bearbeiten.

(3)   Fällt der im Datensatz vom Kunden angegebene Fälligkeitstag auf keinen  
TARGET2-Geschäftstag10, ist die Bank berechtigt, den folgenden TARGET2- 
Geschäftstag als Fälligkeitstag im Lastschriftdatensatz anzugeben.

(4)   Reicht der Kunde zu einem SEPA-Firmenlastschrift-Mandat in einem Zeitraum  
von 36 Monaten (gerechnet vom Fälligkeitstermin der zuletzt vorgelegten  
SEPA-Firmenlastschrift) keine SEPA-Firmenlastschrift ein, hat er Lastschrift- 
einzüge auf Basis dieses Mandats zu unterlassen und ist verpflichtet, ein neues 
SEPA-Firmenlastschrift-Mandat einzuholen, wenn er zukünftig SEPA-Firmen- 
lastschriften von dem Zahler einziehen möchte. Die Bank ist nicht verpflichtet,  
die Einhaltung der Maßnahmen in Satz 1 zu prüfen.

(5)   Die Bank wird die rechtzeitig und ordnungsgemäß eingereichte SEPA-Firmen-
lastschrift so an den Zahlungsdienstleister des Zahlers übermitteln, dass die Ver-
rechnung an dem im Lastschriftdatensatz enthaltenen Fälligkeitstag ermöglicht 
wird.

3.7   Ausführung des Zahlungsvorgangs und Rücklastschriften
(1)   Der Zahlungsdienstleister des Zahlers leitet den von ihm dem Konto des  
Zahlers aufgrund der SEPA-Firmenlastschrift belasteten Lastschriftbetrag der 
Bank zu.

6  Liste der zu SEPA gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.
7  Liste der zum Europäischen Wirtschaftsraum gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.
8  Liste der zum Europäischen Wirtschaftsraum gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.
9  Liste der zum Europäischen Wirtschaftsraum gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.
10 Siehe Fußnote 5.
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(2) Bei einer von dem Zahlungsdienstleister des Zahlers nicht eingelösten Last-
schrift macht die Bank die Vorbehaltsgutschrift rückgängig. Dies geschieht unab-
hängig davon, ob in der Zwi schenzeit ein Rechnungsabschluss erteilt wurde.

Anlage A 
Einreichungsfristen

Anlage B.1* 
Text für das SEPA-Lastschriftmandat an den Zahlungsempfänger

SEPA-Basislastschrift

SEPA-Lastschriftmandat
Ich ermächtige/Wir ermächtigen [Name des Zahlungsempfängers], Zahlungen von meinem/unserem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich 
meinen/weisen wir unseren Zahlungsdienstleister an, die von [Name des Zahlungsempfängers] auf mein/unser Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. 

Hinweis: Ich kann/Wir können innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten 
dabei die mit meinem/unserem Zahlungsdienstleister vereinbarten Bedingungen.

SEPA-Firmenlastschrift

Die Geschäftstage sind im „Preis- und Leistungsverzeichnis" bestimmt.

Zahlungsdienstleister des Zahlers (Name und BIC11)

Ort, Datum, Unterschrift(en) der/des Zahler(s)

IBAN:

*  Gemäß Nummer 2.4.1 der „Bedingungen für den Lastschrifteinzug“ ist der Text des SEPA-Lastschrift-Mandats verbindlich.
11 Die Angabe kann bei Zahlungen innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) entfallen.
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Anlage B.2** 
Text für das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat an den Zahlungsempfänger

SEPA-Firmenlastschrift-Mandat
Ich ermächtige/Wir ermächtigen [Name des Zahlungsempfängers], Zahlungen von meinem/unserem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich 
meinen/weisen wir unseren Zahlungsdienstleister an, die von [Name des Zahlungsempfängers] auf mein/unser Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.

Hinweis: Dieses Lastschriftmandat dient nur dem Einzug von Lastschriften, die auf Konten von Unternehmen gezogen sind. Ich bin/Wir sind nicht berechtigt, 
nach der erfolgten Einlösung eine Erstattung des belasteten Betrages zu verlangen. Ich bin/Wir sind berechtigt, meinen/unseren Zahlungsdienstleister bis zum 
Fälligkeitstag anzuweisen, Lastschriften nicht einzulösen.

Zahlungsdienstleister des Zahlers (Name und BIC12)

Ort, Datum, Unterschrift(en) der/des Zahler(s)

IBAN:

** Gemäß Nummer 3.4.1 der „Bedingungen für den Lastschrifteinzug“ ist der Text des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats verbindlich.
12 Die Angabe kann bei Zahlungen innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) entfallen.

Anlage C 
1.   Kennzeichnung der jeweiligen Lastschriftverfahren im Datensatz

Verfahren Kennzeichnung des Datensatzes
SEPA-Basislastschrift „CORE“ im Element „Code“ der Elementgruppe 

„Local instrument“
SEPA-Firmenlastschrift „B2B“ im Element „Code“ der Elementgruppe 

„Local instrument“

Anlage D 
Liste der zu SEPA gehörigen Staaten und Gebiete
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)
Mitgliedstaaten der Europäischen Union
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechen-
land, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn, Zypern.

Weitere Staaten
Island, Liechtenstein, Norwegen.

Sonstige Staaten und Gebiete
Andorra, Guernsey, Insel Man, Jersey, Monaco, Saint-Pierre und Miquelon, San Marino, Schweiz, Vatikanstadt, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland.

2.   Name des Zahlers gemäß Nummer 2.4.1 Absatz 3 dritter Bulletpoint
Sofern ein Lastschriftmandat für eine SEPA-Basis-Lastschrift („Local Instrument“ enthält „CORE“) am POS (Point Of Sale/Kartenterminal) aus Bankkartendaten  
generiert wird und soweit der Name des Zahlers nicht verfügbar ist, können zur Identifizierung des Zahlers anstelle des Namens auch Daten der Karte wie folgt  
angegeben werden: Konstante/CDGM (Card Data Generated Mandate), gefolgt von /Kartennummer, /Kartenfolgenummer und /Verfalldatum der Karte (vierstellig im For-
mat JJMM). Soweit die Kartennummer nicht verfügbar ist, ist die PAN zu verwenden. Um eine gleiche Feldlänge Kartennummer/PAN zu bewirken, ist die Kartennummer 
linksbündig mit Nullen auf 19 Stellen aufzufüllen.
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Für Zahlungen des Kunden, der kein Verbraucher1 ist, an Zahlungsempfänger  
mittels SEPA-Firmenlastschrift über sein Konto bei der Bank gelten folgende  
Bedingungen:

1.   Allgemein
1.1   Begriffsbestimmung
Eine Lastschrift ist ein vom Zahlungsempfänger ausgelöster Zahlungsvorgang  
zu Lasten des Kontos des Kunden, bei dem die Höhe des jeweiligen Zahlungs- 
betrags vom Zahlungsempfänger angegeben wird.

1.2   Entgelte 
Bei Entgelten und deren Änderung sind die Regelungen in Nummer 12 Absätze 2  
bis 6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen maßgeblich.

2.   SEPA-Firmenlastschrift
2.1   Allgemein
2.1.1   Wesentliche Merkmale des SEPA-Firmenlastschriftverfahrens
Das SEPA-Firmenlastschriftverfahren kann nur von Kunden genutzt werden,  
die keine Verbraucher sind. Mit dem SEPA-Firmenlastschriftverfahren kann  
der Kunde über die Bank an einen Zahlungsempfänger Zahlungen in Euro inner- 
halb des Gebiets des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums („Single Euro 
Payments Area“, SEPA) bewirken. Zur SEPA gehören die im Anhang genannten 
Staaten und Gebiete.

Für die Ausführung von Zahlungen mittels SEPA-Firmenlastschrift muss 

 der Zahlungsempfänger und dessen Zahlungsdienstleister das  
 SEPA-Firmenlastschriftverfahren nutzen,

 der Kunde vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfänger das  
 SEPA-Firmenlastschrift-Mandat erteilen und

 der Kunde der Bank die Erteilung des SEPA-Firmenlastschrift- 
 Mandats bestätigen.

Der Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungsvorgang aus, indem er  
über seinen Zahlungsdienstleister der Bank die Lastschriften vorlegt.

Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-Firmen- 
lastschrift von der Bank keine Erstattung des seinem Konto belasteten  
Lastschriftbetrags verlangen.

2.1.2   Kundenkennungen
Für das Verfahren hat der Kunde die ihm mitgeteilte IBAN2 und bei grenzüber- 
schreitenden Zahlungen (außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums3) zu-
sätzlich den BIC4 der Bank als seine Kundenkennung gegenüber dem Zahlungs- 
empfänger zu verwenden, da die Bank berechtigt ist, die Zahlung aufgrund  
der SEPA-Firmenlastschrift ausschließlich auf Grundlage der ihr übermittelten 
Kundenkennung auszuführen. Die Bank und die weiteren beteiligten Stellen  
führen die Zahlung an den Zahlungsempfänger anhand der im Lastschrift- 
datensatz vom Zahlungsempfänger als dessen Kundenkennung angegebenen 
IBAN und bei grenzüberschreitenden Zahlungen außerhalb des EWR zusätzlich 
angegebenen BIC aus.

2.1.3   Übermittlung von Lastschriftdaten
Bei SEPA-Firmenlastschriften können die Lastschriftdaten auch über das 
Nachrichtenübermittlungssystem der Society for Worldwide Interbank Finan-
cial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien und Rechenzentren in der  
Europäischen Union, in der Schweiz und in den USA weitergeleitet werden.

Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift  
im SEPA-Firmenlastschriftverfahren

2.2   SEPA-Firmenlastschrift-Mandat
2.2.1   Erteilung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats  
      (SEPA Business-to-Business Direct Debit Mandate)
Der Kunde erteilt dem Zahlungsempfänger ein SEPA-Firmenlastschrift-Mandat. 
Damit autorisiert er gegenüber seiner Bank die Einlösung von SEPA-Firmen- 
lastschriften des Zahlungsempfängers. Das Mandat ist schriftlich oder in der  
mit seiner Bank vereinbarten Art und Weise zu erteilen. In dieser Autorisierung  
ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die am Lastschrift- 
einzug beteiligten Zahlungsdienstleister und etwaige zwischengeschaltete  
Stellen die für die Ausführung der Lastschrift notwendigen personenbezogenen 
Daten des Kunden abrufen, verarbeiten, übermitteln und speichern. In dem  
SEPA-Firmenlastschrift-Mandat müssen die folgenden Erklärungen des Kunden 
enthalten sein:

 Ermächtigung des Zahlungsempfängers, Zahlungen vom Konto des  
 Kunden mittels SEPA-Firmenlastschrift einzuziehen, und

 Weisung an die Bank, die vom Zahlungsempfänger auf sein Konto  
 gezogenen SEPA-Firmenlastschriften einzulösen.

Das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat muss folgende Angaben (Autorisierungs-
daten) enthalten:

 Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
 eine Gläubigeridentifikationsnummer,
 Kennzeichnung einmalige Zahlung oder wiederkehrende Zahlungen,
 Name des Kunden,
 Bezeichnung der Bank des Kunden und
 seine Kundenkennung (siehe Nummer 2.1.2).

Über die Autorisierungsdaten hinaus kann das Lastschriftmandat zusätzliche  
Angaben enthalten.

2.2.2   Bestätigung der Erteilung eines SEPA-Firmenlastschrift-Mandats
Der Kunde hat seiner Bank die Autorisierung nach Nummer 2.2.1 unverzüglich zu 
bestätigen, indem er der Bank folgende Daten aus dem dem Zahlungsempfänger 
erteilten SEPA-Firmenlastschrift-Mandat übermittelt:

 Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
 Gläubigeridentifikationsnummer des Zahlungsempfängers,
 Mandatsreferenz,
 Kennzeichnung einmalige Zahlung oder wiederkehrende Zahlungen und
 Datum der Unterschrift auf dem Mandat.

Hierzu kann der Kunde der Bank auch eine Kopie des SEPA-Firmenlastschrift- 
Mandats übermitteln.

Über Änderungen oder die Aufhebung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats  
gegenüber dem Zahlungsempfänger hat der Kunde die Bank unverzüglich,  
möglichst schriftlich, zu informieren.

2.2.3   Widerruf des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats
Das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat kann vom Kunden durch Erklärung gegen-
über seiner Bank widerrufen werden. Der Widerruf wird ab dem auf den Eingang 
des Widerrufs folgenden Geschäftstag gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ 
wirksam. Der Widerruf sollte möglichst schriftlich und möglichst gegenüber  
der kontoführenden Stelle der Bank erfolgen. Zusätzlich sollte dieser auch  
gegenüber dem Zahlungsempfänger erklärt werden. Der Widerruf des SEPA- 
Firmenlastschrift-Mandats erfasst bereits dem Konto des Kunden belastete  
SEPA-Firmenlastschriften nicht. Für diese gilt Nummer 2.2.4 Absätze 2 und 3.

1 Verbraucher ist gemäß § 13 BGB jede natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft zu einem Zweck abschließt, der weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbstständigen beruflichen  
  Tätigkeit zugerechnet werden kann.
2 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
3 Mitgliedstaaten siehe Anhang.
4 Bank Identifier Code (Bank Identifizierungscode).
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2.2.4   Zurückweisung einzelner SEPA-Firmenlastschriften
(1)   Der Kunde kann der Bank gesondert die Weisung erteilen, Zahlungen aus 
bestimmten SEPA-Firmenlastschriften des Zahlungsempfängers nicht zu  
bewirken. Diese Weisung muss der Bank bis spätestens zum Ende des  
Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ vor dem im Daten-
satz der Lastschrift angegebenen Fälligkeitstag zugehen. Diese Weisung sollte  
möglichst schriftlich und möglichst gegenüber der kontoführenden Stelle der 
Bank erfolgen. Zusätzlich sollte dieser auch gegenüber dem Zahlungsempfänger 
erklärt werden.

(2)   Am Tag der Belastungsbuchung der SEPA-Firmenlastschrift kann diese nur  
noch zurückgewiesen werden, wenn Kunde und Bank dies vereinbart haben.  
Die Vereinbarung wird wirksam, wenn es der Bank gelingt, den Lastschriftbetrag  
endgültig zurück zu erlangen. Für die Bearbeitung eines solchen Widerrufs  
des Kunden berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausge-
wiesene Entgelt.

(3)   Nach dem Tag der Belastungsbuchung der SEPA-Firmenlastschrift kann der 
Kunde diese nicht mehr zurückweisen.

2.3   Einzug der SEPA-Firmenlastschrift auf Grundlage des SEPA- 
  Firmenlastschrift-Mandats durch den Zahlungsempfänger
(1)   Das vom Kunden erteilte SEPA-Firmenlastschrift-Mandat verbleibt beim 
Zahlungsempfänger. Dieser übernimmt die Autorisierungsdaten und etwaige zu- 
sätzliche Angaben in den Datensatz zur Einziehung von SEPA-Firmenlast- 
schriften. Der jeweilige Lastschriftbetrag wird vom Zahlungsempfänger an- 
gegeben.

(2)   Der Zahlungsempfänger übermittelt elektronisch den Datensatz zur Ein-
ziehung der SEPA-Firmenlastschrift unter Einschaltung seines Zahlungsdienst-
leisters an die Bank als Zahlstelle. Dieser Datensatz verkörpert auch die im 
SEPA-Firmenlastschrift-Mandat enthaltene Weisung des Kunden an die Bank  
zur Einlösung der jeweiligen SEPA-Firmenlastschrift (siehe Nummer 2.2.1  
Sätze 2 und 5). Für den Zugang dieser Weisung verzichtet die Bank auf die für  
die Erteilung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats vereinbarte Form (siehe  
Nummer 2.2.1 Satz 3).

2.4   Zahlungsvorgang aufgrund der SEPA-Firmenlastschrift
2.4.1   Belastung des Kontos des Kunden mit dem Lastschriftbetrag
(1)   Eingehende SEPA-Firmenlastschriften des Zahlungsempfängers werden am  
im Datensatz angegebenen Fälligkeitstag mit dem vom Zahlungsempfänger  
angegebenen Lastschriftbetrag dem Konto des Kunden belastet. Fällt der  
Fälligkeitstag nicht auf einen im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausge-
wiesenen Geschäftstag der Bank, erfolgt die Kontobelastung am nächsten  
Geschäftstag.

(2)   Eine Kontobelastung erfolgt nicht oder wird spätestens am dritten Bank- 
arbeitstag5 nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht, wenn

 der Bank keine Bestätigung des Kunden gemäß Nummer 2.2.2 vorliegt,
 der Bank ein Widerruf des Firmenlastschrift-Mandats gemäß Nummer  

 2.2.3 zugegangen ist,
 der Bank eine Zurückweisung der Lastschrift des Kunden gemäß  

 Nummer 2.2.4 zugegangen ist,
 der Kunde über kein für die Einlösung der Lastschrift ausreichendes  

 Guthaben auf seinem Konto oder über keinen ausreichenden Kredit  
 verfügt (fehlende Kontodeckung); Teileinlösungen nimmt die Bank  
 nicht vor,

 die im Lastschriftdatensatz angegebene IBAN des Zahlungspflichtigen  
 keinem Konto des Kunden bei der Bank zuzuordnen ist,
oder

 die Lastschrift nicht von der Bank verarbeitbar ist, da im Lastschrift- 
 datensatz
	 				eine Gläubigeridentifikationsnummer fehlt oder für die Bank  
       erkennbar fehlerhaft ist,
	 				eine Mandatsreferenz fehlt,
	 				ein Ausstellungsdatum des Mandats fehlt oder
	 				kein Fälligkeitstag angegeben ist.

2.4.2   Einlösung von SEPA-Firmenlastschriften
SEPA-Firmenlastschriften sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung auf  
dem Konto des Kunden nicht spätestens am dritten Bankarbeitstag nach ihrer 
Vornahme rückgängig gemacht wird.

2.4.3   Unterrichtung über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung  
    der Belastungsbuchung oder Ablehnung der Einlösung
Über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung der Belastungsbuchung  
(siehe Nummer 2.4.1 Absatz 2) oder die Ablehnung der Einlösung einer SEPA- 
Firmenlastschrift (siehe Nummer 2.4.2) wird die Bank den Kunden unver- 
züglich, spätestens bis zu der gemäß Nummer 2.4.4 vereinbarten Frist unter- 
richten. Dies kann auch auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg  
geschehen. Dabei wird die Bank, soweit möglich, die Gründe sowie die Möglich-
keiten angeben, wie Fehler, die zur Nichtausführung, Rückgängigmachung oder 
Ablehnung geführt haben, berichtigt werden können.

Für die berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten SEPA- 
Firmenlastschrift wegen fehlender Kontodeckung (siehe Nummer 2.4.1 Absatz 
2 vierter Unterpunkt) berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsver- 
zeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

2.4.4   Ausführung der Zahlung
(1)   Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der von ihr dem Konto des 
Kunden aufgrund der SEPA-Firmenlastschrift des Zahlungsempfängers belastete  
Lastschriftbetrag spätestens innerhalb der im „Preis- und Leistungsver- 
zeichnis“ angegebenen Ausführungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfängers eingeht.

(2)   Die Ausführungsfrist beginnt an dem im Lastschriftdatensatz angegebenen  
Fälligkeitstag. Fällt dieser Tag nicht auf einen Geschäftstag gemäß „Preis-  
und Leistungsverzeichnis“ der Bank, so beginnt die Ausführungsfrist am darauf 
folgenden Geschäftstag.

(3)   Die Bank unterrichtet den Kunden über die Ausführung der Zahlung auf dem 
für Kontoinformationen vereinbarten Weg und in der vereinbarten Häufigkeit.

2.5   Ausschluss des Erstattungsanspruchs bei einer autorisierten Zahlung
Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-Firmen- 
lastschrift von der Bank keine Erstattung des seinem Konto belasteten Last-
schriftbetrags verlangen; Ansprüche aus § 675x BGB sind ausgeschlossen.

Erstattungsansprüche des Kunden bei einer nicht erfolgten oder fehlerhaft  
ausgeführten autorisierten Zahlung richten sich nach Nummer 2.6.2.

2.6   Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden
2.6.1   Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung
Im Falle einer vom Kunden nicht autorisierten Zahlung hat die Bank gegen  
den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist ver- 
pflichtet, dem Kunden den von seinem Konto abgebuchten Lastschriftbe-
trag zu erstatten. Dabei bringt sie das Konto wieder auf den Stand, auf dem es  
sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Zahlung befunden hätte.  
Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß  
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an  
welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Zahlung nicht autorisiert ist oder  
die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zu- 
ständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrüge- 
risches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank  
ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich  
der Betrugsverdacht nicht bestätigt.

2.6.2   Schadensersatz wegen Plichtverletzung
Bei einer nicht erfolgten autorisierten Zahlung, einer fehlerhaft oder verspätet 
ausgeführten autorisierten Zahlung oder einer nicht autorisierten Zahlung kann 
der Kunde von der Bank, neben etwaigen Herausgabeansprüchen nach § 667 und 
§§ 812 ff. BGB, den Ersatz eines hierdurch entstehenden Schadens nach Maßgabe 
folgender Regelungen verlangen.

 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuld- 
 haftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt  
 sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank  
 und Kunde den Schaden zu tragen haben. 

 Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet  
 die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf  
 die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten  
 Stelle. 

 Die Haftung der Bank für Schäden ist der Höhe nach auf den Lastschrift- 
 betrag zuzüglich der von der Bank in Rechnung gestellten Entgelte und  
 Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um Folgeschäden handelt, ist  
 die Haftung zusätzlich auf höchstens 12.500 Euro je Zahlung begrenzt.  
 Diese Haftungsbeschränkungen gelten nicht für Vorsatz oder grobe  
 Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, die die Bank besonders über- 
 nommen hat sowie für nicht autorisierte Zahlungen.

Ansprüche aus § 675y BGB sind ausgeschlossen. 

5 Bankarbeitstage sind alle Werktage außer: Sonnabende, 24. und 31. Dezember.
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2.6.3   Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1)   Eine Haftung der Bank nach Nummer 2.6.2 ist in folgenden Fällen ausge-
schlossen:

 Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Zahlungsbetrag  
 rechtzeitig und ungekürzt beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs- 
 empfängers eingegangen ist.

 Die Zahlung wurde in Übereinstimmung mit der vom Zahlungsempfänger  
 angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers  
 ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen,  
 dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum bemüht, den Zahlungs- 
 betrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlangung des Zahlungsbetrags  
 nach Satz 2 dieses Unterpunkts nicht möglich, so ist die Bank verpflichtet,  
 dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informationen mit- 
 zuteilen, damit der Kunde einen Anspruch auf Erstattung des Zahlungs- 
 betrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten nach den Sätzen 2 und 3  
 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsver- 
 zeichnis“ ausgewiesene Entgelt.
(2)   Ansprüche des Kunden nach Nummern 2.6.1 und 2.6.2 und Einwendungen  
des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft ausgeführter  
Zahlungen oder aufgrund nicht autorisierter Zahlungen sind ausgeschlossen, 
wenn der Kunde die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Be- 
lastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlung  
hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den  
Kunden über die Belastungsbuchung der Zahlung entsprechend dem für Konto- 
informationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der  
Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der  
Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche aus einer ver- 
schuldensabhängigen Haftung der Bank nach Nummer 2.6.2 kann der Kunde  
auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden  
an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.

(3)   Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch  
begründenden Umstände

 auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf  
 das die Bank keinen Einfuss hat und dessen Folgen trotz Anwendung der  
 gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können, oder

 von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt  
 wurden.

Anhang: 
Liste der zu SEPA gehörigen Staaten und Gebiete
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)
Mitgliedstaaten der Europäischen Union
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechen-
land, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn, Zypern.

Weitere Staaten
Island, Liechtenstein, Norwegen.

Sonstige Staaten und Gebiete
Andorra, Guernsey, Insel Man, Jersey, Monaco, Saint-Pierre und Miquelon, San Marino, Schweiz, Vatikanstadt, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland.
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1.   Leistungsangebot
(1)   Der Kunde und dessen Bevollmächtigte können Bankgeschäfte mittels 
Onlinebanking in dem von der Bank angebotenen Umfang abwickeln. Zu-
dem können sie Informationen der Bank mittels Onlinebanking abrufen. Des 
Weiteren sind sie gemäß § 675f Absatz 3 BGB berechtigt, Zahlungsauslöse-
dienste und Kontoinformationsdienste gemäß § 1 Absätze 33 und 34 Zahlungs- 
diensteaufsichtsgesetz (ZAG) zu nutzen. Darüber hinaus können sie von ihnen aus-
gewählte sonstige Drittdienste nutzen.

(2)   Kunde und Bevollmächtigte werden einheitlich als „Teilnehmer“, Konto  
und Depot einheitlich als „Konto“ bezeichnet, es sei denn, dies ist aus- 
drücklich anders bestimmt.

(3)   Zur Nutzung des Onlinebanking gelten die mit der Bank gesondert ver- 
einbarten Verfügungslimite.

2.   Voraussetzungen zur Nutzung des Onlinebanking 
(1)   Der Teilnehmer kann das Onlinebanking nutzen, wenn die Bank ihn authen- 
tifiziert hat.

(2)   Authentifizierung ist das mit der Bank gesondert vereinbarte Verfahren, mit 
dessen Hilfe die Bank die Identität des Teilnehmers oder die berechtigte Verwen-
dung eines vereinbarten Zahlungsinstruments einschließlich der Verwendung des 
personalisierten Sicherheitsmerkmals des Teilnehmers überprüfen kann. Mit 
den hierfür vereinbarten Authentifizierungselementen kann der Teilnehmer sich 
gegenüber der Bank als berechtigter Teilnehmer ausweisen, auf Informationen 
zugreifen (siehe Nummer 3 dieser Bedingungen) sowie Aufträge erteilen (siehe 
Nummer 4 dieser Bedingungen).

(3)   Authentifizierungselemente sind

 Wissenselemente, also etwas, das nur der Teilnehmer weiß  
 (z. B. persönliche Identifikationsnummer [PIN]),

 Besitzelemente, also etwas, das nur der Teilnehmer besitzt  
 (z. B. Gerät zur Erzeugung oder zum Empfang von einmal verwend- 
 baren Transaktionsnummern [TAN], die den Besitz des Teilnehmers  
 nachweisen, wie die girocard mit TAN-Generator oder das mobile  
 Endgerät), oder

 Seinselemente, also etwas, das der Teilnehmer ist (Inhärenz, z. B.  
 Fingerabdruck als biometrisches Merkmal des Teilnehmers).

(4)   Die Authentifizierung des Teilnehmers erfolgt, indem der Teilnehmer  
gemäß der Anforderung der Bank das Wissenselement, den Nachweis des  
Besitzelements und/oder den Nachweis des Seinselements an die Bank  
übermittelt.

3.   Zugang zum Onlinebanking
(1)   Der Teilnehmer erhält Zugang zum Onlinebanking der Bank, wenn 

 er seine individuelle Teilnehmerkennung (z. B. Kontonummer,  
 Anmeldename) angibt und

 er sich unter Verwendung des oder der von der Bank angeforderten  
 Authentifizierungselemente(s) ausweist und

 keine Sperre des Zugangs (siehe Nummern 8.1 und 9 dieser  
 Bedingungen) vorliegt.

Nach Gewährung des Zugangs zum Onlinebanking kann auf Informationen zuge-
griffen oder können nach Nummer 4 dieser Bedingungen Aufträge erteilt werden.

(2)   Für den Zugriff auf sensible Zahlungsdaten im Sinne des § 1 Absatz 26 Satz 
1 ZAG (z. B. zum Zweck der Änderung der Anschrift des Kunden) fordert die Bank 
den Teilnehmer auf, sich unter Verwendung eines weiteren Authentifizierungs-
elements auszuweisen, wenn beim Zugang zum Onlinebanking nur ein Authen-
tifizierungselement angefordert wurde. Der Name des Kontoinhabers und die 
Kontonummer sind für den vom Teilnehmer genutzten Zahlungsauslösedienst 
und Kontoinformationsdienst keine sensiblen Zahlungsdaten (§ 1 Absatz 26 Satz 
2 ZAG).

Bedingungen für das Onlinebanking
4.   Aufträge
4.1   Auftragserteilung
Der Teilnehmer muss einem Auftrag (z. B. Überweisung) zu dessen  
Wirksamkeit zustimmen (Autorisierung). Auf Anforderung hat er hier-
zu Authentifizierungselemente (z. B. Eingabe einer TAN als Nachweis des  
Besitzelements) zu verwenden. Die Bank bestätigt mittels Onlinebanking den Ein-
gang des Auftrags. 

4.2   Widerruf von Aufträgen
Die Widerrufbarkeit eines Auftrags richtet sich nach den für die jeweilige  
Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen für den Über- 
weisungsverkehr). Der Widerruf von Aufträgen kann nur außerhalb des  
Onlinebanking erfolgen, es sei denn, die Bank sieht eine Widerrufsmöglichkeit  
im Onlinebanking ausdrücklich vor.

5.   Bearbeitung von Aufträgen durch die Bank
(1)   Die Bearbeitung der Aufträge erfolgt an den für die Abwicklung der je- 
weiligen Auftragsart (z. B. Überweisung) auf der Onlinebanking- 
Seite der Bank oder im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ bekannt gegebenen  
Geschäftstagen im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufes. Geht der 
Auftrag nach dem auf der Onlinebanking-Seite der Bank oder im „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ angegebenen Zeitpunkt (Annahmefrist) ein oder fällt der 
Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen Geschäftstag gemäß Onlinebanking-Seite 
der Bank oder „Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Bank, so gilt der Auftrag als 
am darauf folgenden Geschäftstag zugegangen. Die Bearbeitung beginnt erst an 
diesem Geschäftstag.

(2)   Die Bank wird den Auftrag ausführen, wenn folgende Ausführungsbedingun-
gen vorliegen:

 Der Teilnehmer hat den Auftrag autorisiert (vgl. Nummer 4.1 dieser  
 Bedingungen).

 Die Berechtigung des Teilnehmers für die jeweilige Auftragsart  
 (z. B. Wertpapierorder) liegt vor.

 Das Onlinebanking-Datenformat ist eingehalten.
 Das gesondert vereinbarte Onlinebanking-Verfügungslimit ist  

 nicht überschritten (vgl. Nummer 1 Absatz 3 dieser Bedingungen).
 Die weiteren Ausführungsbedingungen nach den für die jeweilige  

 Auftragsart maßgeblichen Sonderbedingungen (z. B. ausreichende  
 Kontodeckung gemäß den Bedingungen für den Überweisungsverkehr)  
 liegen vor.

Liegen die Ausführungsbedingungen nach Satz 1 vor, führt die Bank die 
Aufträge nach Maßgabe der Bestimmungen der für die jeweilige Auf- 
tragsart geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen für den  
Überweisungsverkehr, Bedingungen für das Wertpapiergeschäft) aus.

(3)   Liegen die Ausführungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht vor, wird die 
Bank den Auftrag nicht ausführen. Sie wird den Teilnehmer hierüber mittels On-
linebanking eine Information zur Verfügung stellen und soweit möglich dabei die 
Gründe und die Möglichkeiten nennen, mit denen Fehler, die zur Ablehnung geführt 
haben, berichtigt werden können.

6.   Information des Kunden über Onlinebanking-Verfügungen
Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich über die mittels 
Onlinebanking getätigten Verfügungen auf dem für Kontoinformationen verein-
barten Weg.

7.   Sorgfaltspflichten des Teilnehmers
7.1   Schutz der Authentifizierungselemente
(1)   Der Teilnehmer hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um seine 
Authentifizierungselemente (siehe Nummer 2 dieser Bedingungen) vor unbefug-
tem Zugriff zu schützen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass das Onlinebanking  
missbräuchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht autorisiert genutzt wird 
(vergleiche Nummer 3 und 4 dieser Bedingungen).

(2)   Zum Schutz der einzelnen Authentifizierungselemente hat der Teilnehmer vor 
allem Folgendes zu beachten:
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(a)   Wissenselemente, wie z. B. die PIN, sind geheim zu halten; sie dürfen ins-
besondere

 nicht mündlich (z. B. telefonisch oder persönlich) mitgeteilt werden,
 nicht außerhalb des Onlinebanking in Textform (z. B. per E-Mail,  

 Messenger-Dienst) weitergegeben werden,
 nicht ungesichert elektronisch gespeichert (z. B. Speicherung der PIN  

 im Klartext im Computer oder im mobilen Endgerät) werden und
 nicht auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit einem  

 Gerät aufbewahrt werden, das als Besitzelement (z. B. girocard mit  
 TAN-Generator, mobiles Endgerät, Signaturkarte) oder zur Prüfung  
 des Seinselements (z. B. mobiles Endgerät mit Anwendung für das  
 Onlinebanking und Fingerabdrucksensor) dient.

b)   Besitzelemente, wie z. B. die girocard mit TAN-Generator oder ein mobiles 
Endgerät, sind vor Missbrauch zu schützen, insbesondere

 sind die girocard mit TAN-Generator oder die Signaturkarte vor dem 
 unbefugten Zugriff anderer Personen sicher zu verwahren,

 ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile  
 Endgerät des Teilnehmers (z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen können,

 ist dafür Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen 
 Endgerät (z. B. Mobiltelefon) befindliche Anwendung für das Online- 
 banking (z. B. Onlinebanking-App, Authentifizierungs-App) nicht  
 nutzen können,

 ist die Anwendung für das Onlinebanking (z. B. Onlinebanking-App,  
 Authentifizierungs-App) auf dem mobilen Endgerät des Teilnehmers  
 zu deaktivieren, bevor der Teilnehmer den Besitz an diesem mobilen  
 Endgerät aufgibt (z. B. durch Verkauf oder Entsorgung des Mobil- 
 telefons),

 dürfen die Nachweise des Besitzelements (z. B. TAN) nicht außerhalb  
 des Onlinebanking mündlich (z. B. per Telefon) oder in Textform (z. B.  
 per E-Mail, Messenger-Dienst) weitergegeben werden und

 muss der Teilnehmer, der von der Bank einen Code zur Aktivierung  
 des Besitzelements (z. B. Mobiltelefon mit Anwendung für das Online- 
 banking) erhalten hat, diesen vor dem unbefugten Zugriff anderer  
 Personen sicher verwahren; ansonsten besteht die Gefahr, dass  
 andere Personen ihr Gerät als Besitzelement für das Onlinebanking  
 des Teilnehmers aktivieren.

(c)   Seinselemente, wie z. B. Fingerabdruck des Teilnehmers, dürfen auf einem 
mobilen Endgerät des Teilnehmers für das Onlinebanking nur dann als Authentifi-
zierungselement verwendet werden, wenn auf dem mobilen Endgerät keine Seins- 
elemente anderer Personen gespeichert sind. Sind auf dem mobilen Endgerät, 
das für das Onlinebanking genutzt wird, Seinselemente anderer Personen gespei-
chert, ist für das Onlinebanking das von der Bank ausgegebene Wissenselement 
(z. B. PIN) zu nutzen und nicht das auf dem mobilen Endgerät gespeicherte Seins- 
element.

(3)   Beim mobileTAN-Verfahren darf das mobile Endgerät, mit dem die TAN emp-
fangen wird (z. B. Mobiltelefon), nicht gleichzeitig für das Onlinebanking genutzt 
werden.

(4)   Die für das mobileTAN-Verfahren hinterlegte Telefonnummer ist zu löschen 
oder zu ändern, wenn der Teilnehmer diese Telefonnummer für das Onlinebanking 
nicht mehr nutzt.

(5)   Ungeachtet der Schutzpflichten nach den Absätzen 1 bis 4 darf der Teilneh-
mer seine Authentifizierungselemente gegenüber einem von ihm ausgewählten 
Zahlungsauslösedienst und Kontoinformationsdienst sowie einem sonstigen 
Drittdienst verwenden (siehe Nummer 1 Absatz 1 Sätze 3 und 4 dieser Bedingun-
gen). Sonstige Drittdienste hat der Teilnehmer mit der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt auszuwählen.

7.2   Sicherheitshinweise der Bank
Der Teilnehmer muss die Sicherheitshinweise auf der Onlinebanking-Seite der 
Bank, insbesondere die Maßnahmen zum Schutz der eingesetzten Hard- und Soft-
ware (Kundensystem), beachten.

7.3   Prüfung der Auftragsdaten mit von der Bank angezeigten Daten
Die Bank zeigt dem Teilnehmer die von ihr empfangenen Auftragsdaten 
(z. B. Betrag, Kontonummer des Zahlungsempfängers, Wertpapierkennnum-
mer) über das gesondert vereinbarte Gerät des Teilnehmers an (z. B. mit-
tels mobilem Endgerät, Chipkartenlesegerät mit Display). Der Teilnehmer 
ist verpflichtet, vor der Bestätigung die Übereinstimmung der angezeigten  
Daten mit den für den Auftrag vorgesehenen Daten zu prüfen.

8.   Anzeige- und Unterrichtungspflichten
8.1   Sperranzeige
(1)   Stellt der Teilnehmer

 den Verlust oder den Diebstahl eines Besitzelements zur Authenti- 
 fizierung (z. B. girocard mit TAN-Generator, mobiles Endgerät,  
 Signaturkarte) oder

 die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte  
 Nutzung eines Authentifizierungselements 

fest, muss der Teilnehmer die Bank hierüber unverzüglich unterrichten (Sperr- 
anzeige). Der Teilnehmer kann eine solche Sperranzeige jederzeit auch über die 
gesondert mitgeteilten Kommunikationskanäle abgeben.

(2)   Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch eines Authentifi- 
zierungselements unverzüglich bei der Polizei zur Anzeige zu bringen.

(3)   Hat der Teilnehmer den Verdacht einer nicht autorisierten oder betrüge- 
rischen Verwendung eines seiner Authentifizierungselemente, muss er ebenfalls 
eine Sperranzeige abgeben.

8.2   Unterrichtung über nicht autorisierte oder fehlerhaft  
  ausgeführte Aufträge
Der Kunde hat die Bank unverzüglich nach Feststellung eines nicht autorisierten 
oder fehlerhaft ausgeführten Auftrags hierüber zu unterrichten.

9.   Nutzungssperre
9.1   Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers
Die Bank sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere im Fall der  
Sperranzeige nach Nummer 8.1 dieser Bedingungen,

 den Onlinebanking-Zugang für ihn oder alle Teilnehmer oder
 seine Authentifizierungselemente zur Nutzung des Onlinebanking.

9.2   Sperre auf Veranlassung der Bank
(1)   Die Bank darf den Onlinebanking-Zugang für einen Teilnehmer sperren, wenn

 sie berechtigt ist, den Onlinebanking-Vertrag aus wichtigem Grund  
 zu kündigen,

 sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Authen- 
 tifizierungselemente des Teilnehmers dies rechtfertigen oder

 der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betrügerischen  
 Verwendung eines Authentifizierungselements besteht.

(2)   Die Bank wird den Kunden unter Angabe der hierfür maßgeblichen Gründe 
möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Sperre auf dem vereinbar-
ten Weg unterrichten. Die Angabe von Gründen darf unterbleiben, soweit die Bank 
hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtungen verstoßen würde.

9.3   Aufhebung der Sperre
Die Bank wird eine Sperre aufheben oder die betroffenen Authentifi- 
zierungselemente austauschen, wenn die Gründe für die Sperre nicht  
mehr gegeben sind. Hierüber unterrichtet sie den Kunden unverzüglich.

9.4   Automatische Sperre eines chipbasierten Besitzelements
(1)   Eine Chipkarte mit Signaturfunktion sperrt sich selbst, wenn dreimal in Folge 
der Nutzungscode für die elektronische Signatur falsch eingegeben wird.

(2)   Ein TAN-Generator als Bestandteil einer Chipkarte, der die Eingabe eines 
eigenen Nutzungscodes erfordert, sperrt sich selbst, wenn dieser dreimal in Folge 
falsch eingegeben wird.

(3)   Die in Absätzen 1 und 2 genannten Besitzelemente können dann nicht mehr 
für das Onlinebanking genutzt werden. Der Teilnehmer kann sich mit der Bank in 
Verbindung setzen, um die Nutzungsmöglichkeiten des Onlinebanking wiederher-
zustellen.

9.5   Zugangssperre für Zahlungsauslösedienst und  
  Kontoinformationsdienst
Die Bank kann Kontoinformationsdienstleistern oder Zahlungsauslösedienst- 
leistern den Zugang zu einem Zahlungskonto des Kunden verweigern, wenn ob-
jektive und gebührend nachgewiesene Gründe im Zusammenhang mit einem nicht 
autorisierten oder betrügerischen Zugang des Kontoinformationsdienstleisters 
oder des Zahlungsauslösedienstleisters zum Zahlungskonto, einschließlich der 
nicht autorisierten oder betrügerischen Auslösung eines Zahlungsvorgangs, 



es rechtfertigen. Die Bank wird den Kunden über eine solche Zugangsver- 
weigerung auf dem vereinbarten Weg unterrichten. Die Unterrichtung erfolgt 
möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Verweigerung des Zu-
gangs. Die Angabe von Gründen darf unterbleiben, soweit die Bank hierdurch 
gegen gesetzliche Verpflichtungen verstoßen würde. Sobald die Gründe für die 
Verweigerung des Zugangs nicht mehr bestehen, hebt die Bank die Zugangssperre 
auf. Hierüber unterrichtet sie den Kunden unverzüglich.

10.   Haftung
10.1   Haftung der Bank bei Ausführung eines nicht autorisierten  
     Auftrags und eines nicht, fehlerhaft oder verspätet aus- 
     geführten Auftrags
Die Haftung der Bank bei einem nicht autorisierten Auftrag und ei-
nem nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten Auftrag richtet sich 
nach den für die jeweilige Auftragsart vereinbarten Sonderbedingungen  
(z. B. Bedingungen für den Überweisungsverkehr, Bedingungen für das Wert- 
papiergeschäft.)

10.2   Haftung des Kunden bei missbräuchlicher Nutzung seiner  
     Authentifizierungselemente
10.2.1   Haftung des Kunden für nicht autorisierte Zahlungs- 
        vorgänge vor der Sperranzeige
(1)   Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der Sperranzeige auf der 
Nutzung eines verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst abhanden gekomme-
nen Authentifizierungselements oder auf der sonstigen missbräuchlichen Ver-
wendung eines Authentifizierungselements, haftet der Kunde für den der Bank 
hierdurch entstehenden Schaden bis zu einem Betrag von 50 Euro, ohne dass es 
darauf ankommt, ob den Teilnehmer ein Verschulden trifft.

(2)   Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 verpflichtet, wenn

 es ihm nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl,  
 das Abhandenkommen oder eine sonstige missbräuchliche  
 Verwendung des Authentifizierungselements vor dem nicht  
 autorisierten Zahlungsvorgang zu bemerken, oder

 der Verlust des Authentifizierungselements durch einen  
 Angestellten, einen Agenten, eine Zweigniederlassung eines  
 Zahlungsdienstleisters oder eine sonstige Stelle, an die  
 Tätigkeiten des Zahlungsdienstleisters ausgelagert wurden,  
 verursacht worden ist.

(3)   Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungs- 
vorgängen und hat der Teilnehmer in betrügerischer Absicht gehan-
delt oder seine Sorgfalts- und Anzeigepflichten nach diesen Bedingungen  
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, trägt der Kunde abweichend  
von den Absätzen 1 und 2 den hierdurch entstandenen Schaden in vollem 
Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Teilnehmers kann insbesondere vor- 
liegen, wenn er eine seiner Sorgfaltspflichten nach

 Nummer 7.1 Absatz 2,
 Nummer 7.1 Absatz 4,
 Nummer 7.3 oder
 Nummer 8.1 Absatz 1

dieser Bedingungen verletzt hat.

(4)   Abweichend von den Absätzen 1 und 3 ist der Kunde nicht zum  
Schadensersatz verpflichtet, wenn die Bank vom Teilnehmer eine starke Kunden-
authentifizierung im Sinne des § 1 Absatz 24 ZAG nicht verlangt hat. Eine starke 
Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere die Verwendung von zwei vonei-
nander unabhängigen Authentifizierungselementen aus den Kategorien Wissen, 
Besitz oder Sein (siehe Nummer 2 Absatz 3 dieser Bedingungen).

(5)   Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den das Verfü-
gungslimit gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf das vereinbarte 
Verfügungslimit.

(6)   Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 und 3  
verpflichtet, wenn der Teilnehmer die Sperranzeige nach Nummer 8.1 dieser Be-
dingungen nicht abgeben konnte, weil die Bank nicht die Möglichkeit zur Entge-
gennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte.

(7)   Die Absätze 2 und 4 bis 6 finden keine Anwendung, wenn der Teil- 
nehmer in betrügerischer Absicht gehandelt hat.

(8)   Ist der Kunde kein Verbraucher, gilt ergänzend Folgendes:

 Der Kunde haftet für Schäden aufgrund von nicht autorisierten  
 Zahlungsvorgängen über die Haftungsgrenze von 50 Euro nach  
 Absatz 1 und 3 hinaus, wenn der Teilnehmer fahrlässig oder vor- 
 sätzlich gegen seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen  
 Bedingungen verstoßen hat.

 Die Haftungsbeschränkung in Absatz 2 erster Unterpunkt findet  
 keine Anwendung.

10.2.2   Haftung des Kunden bei nicht autorisierten Verfügungen  
         außerhalb von Zahlungsdiensten (z. B. Wertpapiertrans- 
         aktionen) vor der Sperranzeige
Beruhen nicht autorisierte Verfügungen außerhalb von Zahlungsdiensten  
(z. B. Wertpapiertransaktionen) vor der Sperranzeige auf der Nutzung  
eines verlorengegangenen oder gestohlenen Authentifizierungselements 
oder auf der sonstigen missbräuchlichen Nutzung des Authentifizierungs-
elements und ist der Bank hierdurch ein Schaden entstanden, haften 
der Kunde und die Bank nach den gesetzlichen Grundsätzen des Mitver- 
schuldens.

10.2.3   Haftung ab der Sperranzeige
Sobald die Bank eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten hat,  
übernimmt sie alle danach durch nicht autorisierte Onlinebanking- 
Verfügungen entstehenden Schäden. Dies gilt nicht, wenn der Teilnehmer in betrü-
gerischer Absicht gehandelt hat.

10.2.4   Haftungsausschluss
Haftungsansprüche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch be-
gründenden Umstände auf einem ungewöhnlichen und unvorherseh-
baren Ereignis beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses 
Ereignis beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der ge- 
botenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden werden können.

24    Bedingungen für das Onlinebanking



Kundennummer:

Berechtigung als Einzelunterschriftsberechtigung mit PIN/appTAN

- für alle sämtlichen derzeit existierenden sowie künftigen Konten/Depots mit folgenden Rechten: Ansicht, SEPA-Überweisung, Fremdwährungsüberwei-
sung, Wertpapierhandel

Jeder Onlinebanking-Nutzer ist berechtigt, die Nutzung eigenständig auf weitere Geräte bzw. Softwareprodukte zu erweitern. Hierbei bleibt der ausge-
wählte Nutzungsumfang unverändert. Jeder Onlinebanking-Nutzer ist auch berechtigt, eigenständig auf ein anderes von der Bank angebotenes Onlineban-
king-Verfahren zu wechseln.

Hinweis auf unsere Sicherheits- und Verfahrensbeschreibung

Für die Teilnahme am Onlinebanking sind ergänzend Sicherheits- und Ver-
fahrenshinweise zu berücksichtigen, die die Nutzer mit ihren Onlineban-
king-Zugangsdaten erhalten.

Überweisungslimite

Die Überweisungslimite sind mit nachstehendem Werten vorbelegt und 
können im Onlinebanking individuell angepasst werden.

 Inlandszahlungen: 10.000,00 EUR
 Auslandszahlungen: 1.000,00 EUR

Hinweis nach Telemediengesetz

Die im Rahmen des Homebanking anfallenden personenbezogenen Daten 
werden zum Zwecke der Vertragsdurchführung von der Bank und ggf. dem 
von ihm beauftragten Rechenzentrum innerhalb Deutschlands bzw. der 
Europäischen Union verarbeitet und genutzt.

Wertpapierhandel im Onlinebanking

Der Wertpapierhandel im Onlinebanking ist ein den Wertpapierhandel 
ergänzendes Zugangsangebot, welches ausschließlich die Ordererteilung 
zum Kauf / Verkauf von Wertpapieren - ohne vorherige Beratung durch die 
Bank - ermöglicht. Sofern eine umfassende Betreuung sowie ggf. eine 
Anlageberatung gewünscht wird, muss weiterhin der zuständige Betreuer 
angesprochen werden.

Für die Teilnahme am Wertpapierhandel im Onlinebanking gelten die nach-
folgenden Bedingungen:

Zusatzvereinbarung Wertpapierhandel  
im Onlinebanking

Vereinbarung über die Nutzung des Onlinebanking

Berechtigter (Name, Vorname) Kontoinhaber (Name,Vorname)

Bevollmächtigte

Sollen Bevollmächtigte Wertpapiergeschäfte über das Onlinebanking vor-
nehmen können, so müssen diese in dieser Vereinbarung als Berechtigte 
eingetragen werden. Das Vorliegen einer Konto-/Depotvollmacht sowie 
gegebenenfalls einer Vollmacht für Börsentermingeschäfte ist ebenfalls 
erforderlich. Der Bevollmächtigte kann nach Maßgabe dieser Bedingungen 
Aufträge über den Wertpapierhandel im Onlinebanking erteilen. Ein Be-
vollmächtigter kann diese Vereinbarung nicht kündigen.

Ich habe als Konto-/Depotinhaber sicherzustellen, dass die Pflichten aus 
den Vertragsbedingungen auch von den bevollmächtigten Teilnehmern ein-
gehalten werden.

Teilnahmeberechtigungen

Wertpapiergeschäfte im Rahmen Wertpapierhandels im Onlinebanking 
können nur für die genannte Kundennummer mit den darunter gespeicher-
ten Depots abgewickelt werden. Depots, die Bestandteil eines Vermögens-
verwaltungsvertrages sind, sind hiervon ausgenommen. Es muss bei der 
Bank ein laufendes Kontokorrentkonto unter der gleichen Kunden-Num-
mer wie das Depot, über welches Wertpapiergeschäfte im Rahmen des 
Wertpapierhandels im Onlinebanking getätigt werden, als Korrespondenz-
konto geführt werden.
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Auftragserteilung/Bereitstellung von Informationen

Der Berechtigte kann mittels des Wertpapierhandels im Onlinebanking 
Aufträge zum Kauf/Verkauf von Wertpapieren erteilen, sofern er eine 
geeignete Onlinebanking-Anwendung der Bank sowie die Kommunikati-
onswege nutzt, welche die Bank zum Zwecke der Ordererteilung über das 
Onlinebanking zulässt (letztere werden mir auf Wunsch bekanntgegeben) 
und soweit ich die von der Bank für die Nutzung dieser Kommunikations-
wege vorgesehenen Erklärungen abgebe bzw. Vereinbarungen abschließe. 
Der Berechtigte und ich sind damit einverstanden, dass uns Informationen, 
die uns auf einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung gestellt werden 
müssen, per Download von einer Website bereitgestellt werden.

Bearbeitung von Wertpapieraufträgen

Der Berechtigte hat alle Aufträge im Rahmen des Wertpapierhandels im 
Onlinebanking ordnungsgemäß, vollständig und unmissverständlich zu 
erteilen. Die erteilten Aufträge werden gemäß der zum Ausführungszeit-
punkt geltenden Ausführungsgrundsätze der Bank bearbeitet.

Angemessenheitsprüfung

Die Prüfung auf Angemessenheit der vom Berechtigten erteilten Aufträge 
im Sinne des § 63 Abs. 10 WpHG führt die Bank anhand der vom Berech-
tigten erteilten, in den Systemen der Bank gespeicherten Angaben über 
Kenntnisse und Erfahrungen in den einzelnen Produktgruppen durch. Hie-
rüber erteilt die Bank dem Berechtigten gerne Auskunft. Treffen diese An-
gaben nicht mehr zu, sollte ein Hinweis an die Bank erfolgen, damit diese 
aktualisiert werden können.

Einbeziehung der Geschäftsbedingungen

Neben den Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bank gelten für diesen 
Vertrag Sonderbedingungen, die Abweichungen oder Ergänzungen zu die-
sen Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthalten. Insbesondere handelt 
es sich hierbei um die Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte und 
die Bedingungen für das Onlinebanking. Die Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen und Sonderbedingungen habe ich bereits erhalten. Der Wortlaut 
der einzelnen Regelungen kann in den Geschäftsräumen der Bank oder un-
ter https://olb.de/Bedingungen eingesehen werden. Ich kann auch später 
noch die Übersendung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen und Son-
derbedingungen an mich verlangen.

Meine Sicherheit im Onlinebanking ist der Bank wichtig.

Daher informiert die Bank Kunden regelmäßig über sicherheitsrelevante 
Themen rund um Internet und Onlinebanking. Es ist wichtig, hierzu die 
Hinweise unter www.olb.de/sicherheit, auf der Anmeldemaske zum Onli-
nebanking und im elektronischen Postfach zu beachten.

Papierverzicht

Ich beantrage die Übermittlung von Bankunterlagen in das im Rahmen 
des Onlinebanking verfügbare elektronische Postfach. Für die im elek-
tronischen Postfach zugestellten Unterlagen entfällt der postalische (pa-
piergebundene) Versand.

Gegenstand des Papierverzichts

Über das elektronische Postfach sollen sämtliche Bankunterlagen zuge-
stellt werden, mit Ausnahme von Dokumenten, bei denen dies aufgrund 
gesetzlicher Vorschriften nicht zulässig oder ausreichend ist.

Es wird darauf hingewiesen, dass elektronisch erstellte Kontoauszüge 
von den Finanzbehörden nicht einheitlich akzeptiert werden und seitens 
der Bank eine Abklärung mit dem Steuerberater und/oder der zuständigen 
Finanzbehörde empfohlen wird, soweit Kontoauszüge und Rechnungsab-
schlüsse zu buchhalterischen oder steuerlichen Zwecken benötigt werden.

Ich berechtige zur Nutzung des elektronischen Postfachs sowie zum ver-
bindlichen elektronischen Abruf der Dokumente/Informationen sämtliche 
aktuellen und künftigen Nutzer des Onlinebanking, denen eine Berechti-
gung für ein oder mehrere auf meinen Namen geführten Konten oder De-
pots erteilt wurde oder wird.

Die Bank stellt mir unabhängig vom Abruf der Kontoauszüge automatisch 
zum Monatsanfang Kontoauszüge in das elektronische Postfach ein. So-
fern gewünscht, wird die Bank mir gegen Berechnung eines gesonderten 
Entgeltes beleghafte Kopien der über das elektronische Postfach übermit-
telten Dokumente zur Verfügung stellen.

Die Bank ist berechtigt, Informationen zusätzlich oder alternativ posta-
lisch oder auf eine andere Weise zu übermitteln, wenn dies gesetzliche 
oder vertragliche Vorgaben erforderlich machen oder es aufgrund anderer 
Umstände zweckmäßig ist.

Mitwirkungspflichten

Ich verpflichte mich, das elektronische Postfach regelmäßig auf neu zur 
Verfügung gestellte Informationen zu prüfen.

Einbeziehung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen  
und von Sonderbedingungen

Maßgebend für die Geschäftsverbindung einschließlich der zukünftigen 
Verträge sind die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bank. Dane-
ben gelten für einzelne Geschäftsbeziehungen Sonderbedingungen, die 
Abweichungen oder Ergänzungen zu diesen Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen enthalten (z.B. die Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte). 
Der Wortlaut der einzelnen Regelungen kann in den Geschäftsräumen der 
Bank eingesehen werden. Sofern der Vertrag außerhalb der Geschäftsräu-
me der Bank oder im Fernabsatz geschlossen wird, wird der Wortlaut der 
einzelnen Regelungen vor Vertragsabschluss zur Verfügung gestellt. Ich 
kann auch später noch die Übersendung der Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen und Sonderbedingungen an mich verlangen.
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I. Legitimationsverfahren/ 
 Geheimhaltung 

Der Nutzer ist verpflichtet, die mit der Bank vereinbarten Sicherungsmaß-
nahmen durchzuführen. Mithilfe der mit der Bank vereinbarten Medien 
identifiziert und legitimiert sich der Nutzer gegenüber der Bank. Der Nut-
zer hat dafür Sorge zu tragen, dass kein Dritter in den Besitz der Iden-
tifikations- und Legitimationsmedien kommt (oder eines entsprechenden 
Duplikates) sowie Kenntnis von dem zu deren Schutz dienenden Passwort 
erlangt. Denn jede Person, die im Besitz der Medien ist und das Passwort 
kennt, kann die vereinbarten Dienstleistungen nutzen. Insbesondere Fol-
gendes ist zur Geheimhaltung der Identifikations- und Legitimationsmedi-
en zu beachten:

 Die den Nutzer identifizierenden Daten dürfen nicht außerhalb der  
 Sicherheitsmedien, z. B. auf der Festplatte des Rechners, gespeichert  
 werden.

 Die Identifikations- und Legitimationsmedien sind nach Beendigung  
 der Onlinebanking-Nutzung aus dem Lesegerät zu entnehmen und  
 sicher zu verwahren.

 Das zum Schutz der Identifikations- und Legitimationsmedien  
 dienende Passwort darf nicht notiert oder elektronisch abgespeichert  
 werden.

Bei Eingabe des Passwortes ist sicherzustellen, dass Dritte dieses nicht 
ausspähen können.

II.   Zugangssperre

(1)   Gehen die zur Identifikation und Legitimation dienenden Medien verlo-
ren, werden sie anderen Personen bekannt oder besteht der Verdacht ihrer 
missbräuchlichen Nutzung, so hat der Nutzer den Onlinebanking-Zugang 
zum Konto/Depot durch die Bank unverzüglich sperren zu lassen.

(2)   Hat der Nutzer seiner Bank eine Sperre übermittelt, so haftet die Bank 
ab dem Zugang der Sperrnachricht für alle Schäden, die aus ihrer Nichtbe-
achtung entstehen.

(3)   Werden dreimal hintereinander Aufträge mit falscher elektronischer 
Signatur oder falscher TAN an die Bank übermittelt, so sperrt die Bank 
den Onlinebanking-Zugang zum Konto/Depot. In diesem Fall sollte sich der 
Nutzer mit der Bank in Verbindung setzen.

(4)   Die Bank wird den Onlinebanking-Zugang zum Konto/Depot sperren, 
wenn der Verdacht einer missbräuchlichen Nutzung des Kontos/ Depots 
über das Onlinebanking besteht. Sie wird den Kontoinhaber hierüber au-
ßerhalb des Onlinebanking informieren. Diese Sperre kann mittels Online-
banking nicht aufgehoben werden.

(5)   Bitte beachten Sie, dass die Chipkarte nach dreimaliger Falscheinga-
be des Kennwortes unwiderruflich gesperrt ist und ausgetauscht werden 
muss. Dieser Vorgang ist kostenpflichtig. 

Sicherheitshinweise zum Onlinebanking

III.   Behandlung der vom Nutzer über- 
  mittelten Daten durch die Bank
(1)   Die der Bank mittels Onlinebanking erteilten Aufträge, deren Eingang 
von der Bank elektronisch bestätigt wird, werden im Rahmen des ord-
nungsgemäßen Arbeitsablaufes bearbeitet. Ist die Durchführung am Tag 
der Auftragserteilung nicht möglich, wird die Bank den Auftrag am darauf 
folgenden Bankarbeitstag bearbeiten.

(2)   Die Bank prüft die Legitimation des Absendenden sowie die Einhaltung 
der Datenformate.

(3)   Ergibt die Legitimationsprüfung Unstimmigkeiten, wird die Bank den 
betreffenden Auftrag nicht bearbeiten und dem Nutzer hierüber unverzüg-
lich eine Information zur Verfügung stellen.

(4)   Ergeben sich bei den von der Bank durchgeführten Prüfungen Fehler, 
so wird die Bank die fehlerhaften Daten nachweisen und sie dem Nutzer 
unverzüglich bereitstellen. Die Bank ist berechtigt, die fehlerhaften Daten 
von der weiteren Bearbeitung auszuschließen, wenn die ordnungsgemäße 
Ausführung des Auftrages nicht sichergestellt werden kann.

IV.   Rückruf oder Änderung von Aufträgen

Der Rückruf oder die Änderung von Aufträgen kann nur außerhalb des On-
linebanking-Verfahrens erfolgen, es sei denn, die Bank sieht eine solche 
Möglichkeit innerhalb des Verfahrens ausdrücklich vor. Die Bank kann ei-
nen Rückruf oder eine Änderung allerdings nur beachten, wenn ihr diese 
Nachricht so rechtzeitig zugeht, dass ihre Berücksichtigung im Rahmen 
des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufes möglich ist.

Wichtiger Hinweis zur Zugangssperre:

Gehen die zur Identifikation und Legitimation dienenden Medien 
verloren, werden sie anderen Personen bekannt oder besteht der 
Verdacht ihrer missbräuchlichen Nutzung, sperren Sie Ihren Online-
banking-Zugang bitte unverzüglich. Dies können Sie i. d. R. selbst 
online über die von Ihnen verwendete Software oder durch die 
Bank durchführen lassen.

Hierfür steht Ihnen unser Sperr-Service unter der Telefon-Nr.  
0441 221-2021 jederzeit zur Verfügung.

Unter dieser Rufnummer werden keine Hotline-Auskünfte erteilt.
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I.   Produkte
Kontokorrentabrede, Rechnungsperiode 

Das Konto wird in laufender Rechnung geführt (Kontokorrentkonto), sofern 
nicht eine abweichende Regelung besteht. Bei einem Kontokorrentkonto 
erteilt die Bank jeweils zum Ende eines Kalenderquartals einen Rech-
nungsabschluss, sofern nachstehend keine abweichende Rechnungsperi-
ode angegeben ist:

Die Rechtswirkungen eines Rechnungsabschlusses sowie die Pflicht, des-
sen Inhalt zu prüfen und gegebenenfalls Einwendungen zu erheben, sind in 
Nr. 7 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen geregelt. 

Geduldete Überziehungen

Eine geduldete Überziehung ist eine Überziehung eines laufenden Kontos 
ohne eingeräumte Überziehungsmöglichkeit oder die Überziehung eines 
Kontos mit einer eingeräumten Überziehungsmöglichkeit (z. B. Dispositi-
onskredit) über den vertraglich vereinbarten Betrag hinaus. Ich habe kei-
nen Anspruch auf eine geduldete Überziehung. 

Falls ich mit meinen Verfügungen das Konto überziehe oder die Höchst-
grenze des eingeräumten Überziehungskredits überschreite (geduldete 
Überziehung), stellt die Bank für den Betrag der Überziehung zurzeit 
14,87 % pro Jahr in Rechnung. Der vorgenannte Zinssatz ist variabel. 

Erhöht sich der letzte veröffentlichte Monatsdurchschnittssatz für EURI-
BOR-Dreimonatsgeld1 gegenüber dem Vormonat der letzten Zinsanpassung 
bzw. Zinsvereinbarung ermittelten Monatsdurchschnittssatz um mehr als 
0,25 Prozentpunkte, so ist die Bank berechtigt, den Zinssatz nach billigem 
Ermessen (§ 315 BGB) maximal um die Veränderung des Monatsdurch-
schnittssatzes anzuheben. Die Bank wird den Zinssatz nach billigem Er-
messen mindestens um die Veränderung des Monatsdurchschnittssatzes 
senken, wenn sich der Monatsdurchschnittssatz für EURIBOR-Dreimonats-
geld um mehr als 0,25 Prozentpunkte ermäßigt hat; bei Veränderungen des 
Kreditausfallrisikos des Kreditnehmers, des Ratings der Bank sowie der 
innerbetrieblichen Kostenkalkulation bleiben bei der Ausübung des Er-
messens außer Betracht. Zinsänderungen erfolgen unverzüglich nach Ver-
öffentlichung der vorbezeichneten Änderung des Monatsdurchschnitts-
satzes durch Erklärung gegenüber dem Kreditnehmer. Die Unterrichtung 
über die Zinsänderung darf über einen Ausdruck auf dem Kontoauszug 
für das laufende Konto erfolgen, über das die geduldete Überziehung in 
Anspruch genommen wird. Den jeweils aktuellen Zinssatz für die gedul-
dete Überziehungen kann ich dem Kontoauszug sowie dem Preisaushang 
entnehmen. 

Verwahrentgelt

Die Bank ist berechtigt, für die Verwahrung von Einlagen ein Verwahrent-
gelt zu berechnen. Die Höhe des Verwahrentgelts ergibt sich aus dem 
„Preisaushang – Regelsätze für das standardisierte Privatkundenge-
schäft“ der kontoführenden Stelle. 

Die Buchung des Verwahrentgelts erfolgt vierteljährlich zum Monatsende. 

Rahmenvertrag über die Geschäftsbeziehung  
für Einzelkunden

Vereinbarung über die außerbörsliche Ausführung von  
Wertpapiergeschäften

Ich erkläre mich damit einverstanden, dass in den nach den Ausführungs-
grundsätzen vorgesehenen Fällen eine außerbörsliche Auftragsausfüh-
rung möglich ist. 

Form der Kundenkommunikation ab 28.02.2022

Die Europäische Kommission hat Änderungen des europäischen Rechts-
rahmens für Wertpapierdienstleistungen und -nebendienstleistungen 
vorgenommen. 

Information für Privatkunden und professionelle Kunden 

Der Gesetzgeber verpflichtet Wertpapierdienstleistungsunternehmen alle 
Dokumente nach dem 11. Abschnitt des Wertpapierhandelsgesetzes (z. B.: 
Geeignetheitserklärung, Kostenschätzung, Wertpapierabrechnung), die 
einem Privatkunden oder einem potenziellen Privatkunden zur Verfügung 
gestellt werden, in elektronischer Form bereit zu stellen, es sei denn, der 
Privatkunde erbittet die Informationen in schriftlicher Form. In diesem Fall 
werden die Informationen kostenlos in schriftlicher Form bereitgestellt. 

Verzicht über die Herausgabe von Vertriebsvergütungen 

Die Bank erhält im Zusammenhang mit Wertpapiergeschäften, die sie 
mit mir über Investmentanteile, Zertifikate und strukturierte Anlagen 
abschließt, umsatzabhängige Zahlungen von Wertpapieremittenten (Ka-
pitalanlagegesellschaften, ausländische Investmentgesellschaften, 
Zertifikate-/Anleiheemittenten), die diese an die Bank für den Vertrieb 
der Wertpapiere leisten („Vertriebsvergütungen“). Vertriebsvergütungen 
werden als Platzierungs- und als Vertriebsfolgeprovision gezahlt. Platzie-
rungsprovisionen fallen beim Vertrieb von Zertifikaten und strukturierten 
Anlagen an. Sie werden von Emittenten dieser Wertpapiere als einmalige, 
umsatzabhängige Vergütungen an die Bank geleistet. Die Höhe der Provi-
sion beträgt in der Regel zwischen 0,00 % und 6,00 % auf den jeweiligen 
Ausgabepreis der Wertpapiere, alternativ gewähren die Emittenten der 
Bank einen entsprechenden Abschlag auf den Ausgabepreis der Wertpa-
piere. Vertriebsfolgeprovisionen fallen im Zusammenhang mit dem Ver-
kauf von Investmentanteilen, Zertifikaten und strukturierten Anleihen an. 
Sie werden von den Emittenten dieser Wertpapiere als wiederkehrende, 
bestandsabhängige Vergütungen an die Bank geleistet. Die Bank erhält 
diese stichtagsbezogen zu unterschiedlichen Terminen (in der Regel mo-
natlich) auf den jeweils im Depot des Kunden verbuchten Bestand (Rück-
nahmewert/Nettoinventarwert für Investmentanteilsscheine bzw. Markt-
wert für Zertifikate und strukturierte Anleihen). Die Höhe der Provision 
beträgt in der Regel beispielsweise bei Investmentfonds zwischen 0,00 % 
und 2,1 % p. a. und bei Zertifikaten zwischen 0,00 % und 1,00 % p. a. Ein-
zelheiten zu den Vertriebsvergütungen für ein konkretes Wertpapier teilt 
die Bank mir auf Nachfrage, im Falle der Anlageberatung unaufgefordert 
vor dem Abschluss eines Wertpapiergeschäftes mit. 

Ich erkläre mich damit einverstanden, dass die Bank die von den Emit-
tenten an sie geleisteten Vertriebsvergütungen behält, vorausgesetzt, die 
Bank darf die Vertriebsvergütungen nach den Vorschriften des Wertpa-

1 Hinweis: Bei der Dreimonats-European-InterBank-Offerte-Rate (EURIBOR) handelt es sich um einen Satz, zu dem sich die Banken, die im Gebiet der europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion ansässig sind, untereinander Dreimonatsgelder leihen. Die Durchschnittssätze für EURIBOR-Dreimonatsgeld werden monatlich in der amtlichen Zinsstatistik der deut-
schen Bundesbank veröffentlicht. Diese spiegeln jedoch wegen der vielschichtigen Refinanzierungsmethodik der Bank die Änderung der Refinanzierungsbedingungen nicht exakt wider. 
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pierhandelsgesetzes (insbesondere § 70 WpHG) annehmen. Ich treffe mit 
der Bank die von der gesetzlichen Regelung des Rechts der Geschäfts-
besorgung (§§ 675, 667 BGB, 384 HGB) abweichende Vereinbarung, dass 
ein Anspruch für mich gegen die Bank auf Herausgabe der Vertriebsver-
gütungen nicht entsteht. Ohne diese Vereinbarung müsste die Bank – die 
Anwendbarkeit des Rechts der Geschäftsbesorgung auf alle zwischen der 
Bank und mir geschlossenen Wertpapiergeschäfte unterstellt – die Ver-
triebsvergütungen an mich herausgeben. 

Diese Regelung gilt nicht für Vermögensverwaltungsverträge, die ich mit 
der Bank abgeschlossen habe. Für diese gelten die gegebenenfalls im 
Vermögensverwaltungsvertrag getroffenen Vereinbarungen über einen 
Verzicht auf die Herausgabe von Vertriebsvergütungen. Die vorstehende 
Vereinbarung über den Verzicht auf Herausgabe der Vertriebsvergütung 
kann zukünftig wie folgt geändert werden: 

Die Bank wird mir Änderungen dieser Verzichtsvereinbarung späte-
stens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirk-
samwerdens in Textform anbieten. Sofern ein elektronischer Kom-
munikationsweg mit der Bank vereinbart ist (z. B. Onlinebanking), 
können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. 
Meine Zustimmung gilt als erteilt, wenn ich meine Ablehnung nicht 
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ände-
rung anzeige. Auf diese Genehmigungswirkung wird mich die Bank in  
ihrem Angebot besonders hinweisen. 

II. Allgemeine Regelungen
Hinweis auf unsere Sicherheits- und Verfahrensbeschreibung

Für die Teilnahme am Onlinebanking sind ergänzend Sicherheits- und Ver-
fahrenshinweise zu berücksichtigen, die die Nutzer mit ihren Onlinebanking- 
Zugangsdaten erhalten. 

Überweisungslimite

Die Überweisungslimite sind mit nachstehenden Werten vorbelegt und 
können im Onlinebanking individuell angepasst werden. 

Inlandszahlungen: 10.000,00 Euro
Auslandszahlungen:   1.000,00 Euro

Hinweis nach Telemediengesetz 

Die im Rahmen des Homebanking anfallenden personenbezogenen Daten 
werden zum Zwecke der Vertragsdurchführung von der Bank und ggf. dem 
von ihm beauftragten Rechenzentrum innerhalb Deutschlands bzw. der 
Europäischen Union verarbeitet und genutzt. 

Wertpapierhandel im Onlinebanking

Der Wertpapierhandel im Onlinebanking ist ein den Wertpapierhandel  
ergänzendes Zugangsangebot, welches ausschließlich die Ordererteilung 
zum Kauf/Verkauf von Wertpapieren – ohne vorherige Beratung durch die 
Bank – ermöglicht. Die Funktion steht Ihnen weiterhin im gewohnten Um-
fang zur Verfügung.

Falls Sie am Wertpapierhandel im Onlinebanking teilnehmen, gelten nach-
folgende Bedingungen:

 Bevollmächtigte
Sollen Bevollmächtigte Wertpapiergeschäfte über das Onlinebanking vor-
nehmen können, so müssen diese in dieser Vereinbarung als Berechtigte 
eingetragen werden. Das Vorliegen einer Konto-/Depotvollmacht sowie 
gegebenenfalls einer Vollmacht für Börsentermingeschäfte ist ebenfalls 
erforderlich. Der Bevollmächtigte kann nach Maßgabe dieser Bedingungen 

Aufträge über den Wertpapierhandel im Onlinebanking erteilen. Ein Be-
vollmächtigter kann diese Vereinbarung nicht kündigen. 

Ich habe als Konto-/Depotinhaber sicherzustellen, dass die Pflichten aus 
den Vertragsbedingungen auch von den bevollmächtigten Teilnehmern ein-
gehalten werden. 

 Teilnahmebedingungen
Wertpapiergeschäfte im Rahmen des Wertpapierhandels im Onlineban-
king können nur für die genannte Kundennummer mit den darunter ge-
speicherten Depots abgewickelt werden. Depots, die Bestandteil eines 
Vermögensverwaltungsvertrages sind, sind hiervon ausgenommen. Es 
muss bei der Bank ein laufendes Kontokorrentkonto unter der gleichen 
Kunden-Nummer wie das Depot, über welches Wertpapiergeschäfte im 
Rahmen des Wertpapierhandels im Onlinebanking getätigt werden, als 
Korrespondenzkonto geführt werden.

 Auftragserteilung/Bereitstellung von Informationen
Der Berechtigte kann mittels des Wertpapierhandels im Onlinebanking Auf-
träge zum Kauf/Verkauf von Wertpapieren erteilen, sofern er eine geeignete  
Onlinebanking-Anwendung der Bank sowie die Kommunikationswege 
nutzt, welche die Bank zum Zwecke der Ordererteilung über das Online-
banking zulässt (letztere werden mir auf Wunsch bekanntgegeben) und 
soweit ich die von der Bank für die Nutzung dieser Kommunikationswege 
vorgesehenen Erklärungen abgebe bzw. Vereinbarungen abschließe. Der 
Berechtigte und ich sind damit einverstanden, dass uns Informationen, 
die uns auf einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung gestellt werden 
müssen, per Download von einer Website bereitgestellt werden. 

 Bearbeitung von Wertpapieraufträgen 
Der Berechtigte hat alle Aufträge im Rahmen des Wertpapierhandels im  
Onlinebanking ordnungsgemäß, vollständig und unmissverständlich zu er-
teilen. Die erteilten Aufträge werden gemäß der zum Ausführungszeitpunkt  
geltenden Ausführungsgrundsätze der Bank bearbeitet. 

 Angemessenheitsprüfung
Die Prüfung auf Angemessenheit der vom Berechtigten erteilten Aufträge 
im Sinne des § 63 Abs. 10 WpHG führt die Bank anhand der vom Berech-
tigten erteilten, in den Systemen der Bank gespeicherten Angaben über 
Kenntnisse und Erfahrungen in den einzelnen Produktgruppen durch. Hie-
rüber erteilt die Bank dem Berechtigten gerne Auskunft. Treffen diese An-
gaben nicht mehr zu, sollte ein Hinweis an die Bank erfolgen, damit diese 
aktualisiert werden können. 

Meine Sicherheit im Onlinebanking ist wichtig. 

Daher informiert die Bank Kunden regelmäßig über sicherheitsrelevante 
Themen rund um Internet und Onlinebanking. Weitere Informationen fin-
den Sie auf unserer Homepage, auf der Anmeldemaske zum Onlinebanking 
und im elektronischen Postfach zu beachten. 

Papierverzicht

Die Übermittlung von Bankunterlagen erfolgt in das im Rahmen des Onli-
nebankings verfügbare elektronische Postfach. Für die im elektronischen 
Postfach zugestellten Unterlagen entfällt der postalische (papiergebun-
dene) Versand. Haben Sie zwischenzeitlich eine Änderung des Versandes 
beauftragt, so werden wir diesen Auftrag berücksichtigen.
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Mit dem „Informationsbogen für den Einleger“ unterrichten wir Sie gemäß  
§ 23a. Abs. 1 Satz 3 des Kreditwesengesetzes über die gesetzliche Einlagen- 
sicherung. Außerdem sind Ihre Einlagen durch den Einlagensicherungs-

Informationsbogen für den Einleger

fonds des Bundesverbandes deutscher Banken geschützt. Nähere Infor-
mationen dazu finden Sie unter bankenverband.de/einlagensicherung

Bitte beachten Sie die Fußnoten-Erläuterungen.

Einlagen bei der Oldenburgischen Landesbank AG sind 
geschützt durch:

Entschädigungseinrichtung deutscher Banken 
GmbH1

Sicherungsobergrenze: 100.000 EUR pro Einleger pro Kreditinstitut2 
Die folgenden Marken sind Teil Ihres Kreditinstituts: Bankhaus 
Neelmeyer, Zweigniederlassung Oldenburgische Landesbank AG

Falls Sie mehrere Einlagen bei demselben Kreditinstitut haben: Alle Ihre Einlagen bei demselben Kreditinstitut werden „auf-
addiert“ und die Gesamtsumme unterliegt der Obergrenze von 
100.000 EUR2

Falls Sie ein Gemeinschaftskonto mit einer oder mehreren anderen  
Personen haben:

Die Obergrenze von 100.000 EUR gilt für jeden einzelnen Einleger3

Erstattungsfrist bei Ausfall eines Kreditinstituts: 7 Arbeitstage4

Währung der Erstattung: Euro

Kontaktdaten: Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH,  
Burgstraße 28, 10178 Berlin, Deutschland, Postanschrift:  
Postfach 11 04 48, 10834 Berlin 
Telefon: +49 30 59001196-0, E-Mail: info  edb-banken.de

Weitere Informationen: edb-banken.de

 Zusätzliche Informationen (für alle oder einige der nachstehenden Punkte)
1 Ihre Einlage wird von einem gesetzlichen Einlagensicherungssystem und einem vertraglichen Einlagensicherungssystem gedeckt. Im Falle einer Insolvenz werden Ihre Einlagen in jedem  
 Fall bis zu 100.000 EUR erstattet.
2 Sollte eine Einlage nicht verfügbar sein, weil ein Kreditinstitut seinen finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommen kann, so werden die Einleger von dem Einlagensicherungs- 
 system entschädigt. Die betreffende Deckungssumme beträgt maximal 100.000 EUR pro Kreditinstitut. Das heißt, dass bei Ermittlung dieser Summe alle bei demselben Kreditinstitut 
 gehaltenen Einlagen addiert werden. Hält der Einleger beispielsweise 90.000 EUR auf einem Sparkonto und 20.000 EUR auf einem Girokonto, so werden ihm lediglich 100.000 EUR  
 erstattet. Diese Methode wird auch angewandt, wenn ein Kreditinstitut unter unterschiedlichen Marken auftritt. Die Oldenburgische Landesbank AG ist auch unter dem Namen  
 Bankhaus Neelmeyer, Zweigniederlassung Oldenburgische Landesbank AG, tätig. Das heißt, dass die Gesamtsumme aller Einlagen bei einem oder mehreren dieser Marken in Höhe  
 von bis zu 100.000 EUR gedeckt ist.
3 Bei Gemeinschaftskonten gilt die Obergrenze von 100.000 EUR für jeden Einleger. Einlagen auf einem Konto, über das zwei oder mehrere Personen als Mitglieder einer Personen- 
 gesellschaft oder Sozietät, einer Vereinigung oder eines ähnlichen Zusammenschlusses ohne Rechtspersönlichkeit verfügen können, werden bei der Berechnung der Obergrenze von  
 100.000 EUR allerdings zusammengefasst und als Einlage eines einzigen Einlegers behandelt. In den Fällen des § 8 Absätze 2 bis 4 des Einlagensicherungsgesetzes sind Einlagen  
 über 100.000 Euro hinaus gesichert. Weitere Informationen sind erhältlich über die Webseite der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH unter edb-banken.de
4 Erstattung
 Das zuständige Einlagensicherungssystem ist die Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH Burgstraße 28, 10178 Berlin, Deutschland.  
 Postanschrift: Postfach 11 04 48, 10834 Berlin, Telefon: +49 30 59001196-0, E-Mail: info  edb-banken.de
 Es wird Ihnen Ihre Einlagen (bis zu 100.000 EUR) spätestens innerhalb 7 Arbeitstagen erstatten. Haben Sie die Erstattung innerhalb dieser Fristen nicht erhalten, sollten Sie mit  
 dem Einlagensicherungssystem Kontakt aufnehmen, da der Gültigkeitszeitraum für Erstattungsforderungen nach einer bestimmten Frist abgelaufen sein kann. Weitere Informationen  
 sind erhältlich über die Webseite der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH unter edb-banken.de
 Weitere wichtige Informationen
 Einlagen von Privatkunden und Unternehmen sind im Allgemeinen durch Einlagensicherungssysteme gedeckt. Für bestimmte Einlagen geltende Ausnahmen werden auf der Website des  
 zuständigen Einlagensicherungssystems mitgeteilt. Ihr Kreditinstitut wird Sie auf Anfrage auch darüber informieren, ob bestimmte Produkte gedeckt sind oder nicht. Wenn Einlagen  
 gedeckt sind, wird das Kreditinstitut dies auch auf dem Kontoauszug bestätigen.
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Die nachfolgenden Datenschutzhinweise geben einen Überblick 
über die Erhebung und Verarbeitung Ihrer Daten. . 

Mit den folgenden Informationen möchten wir Ihnen einen Überblick über 
die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch uns und Ihre Rech-
te aus dem Datenschutzrecht geben. Welche Daten im Einzelnen verarbei-
tet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich nach 
den beantragten bzw. vereinbarten Dienstleistungen. 

1.   Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen  
  kann ich mich wenden?

Verantwortliche Stelle ist:

Oldenburgische Landesbank AG  
Stau 15/17  
26122 Oldenburg  
Telefon: 0441 221-0  
Fax: 0441 221-1457  
E-Mail: olb  olb.de

Sie erreichen unseren betrieblichen Datenschutzbeauftragten unter:

Oldenburgische Landesbank AG  
Datenschutzbeauftragter  
Stau 15/17  
26122 Oldenburg  
Telefon: 0441 221-0  
Fax: 0441 221-1457  
E-Mail-Adresse: datenschutz  olb.de

2.   Welche Quellen und Daten nutzen wir?

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unserer  
Geschäftsbeziehung von unseren Kunden erhalten. Zudem verarbeiten  
wir – soweit für die Erbringung unserer Dienstleistung erforderlich -per-
sonenbezogene Daten, die wir aus öffentlich zugänglichen Quellen (z. B. 
Schuldnerverzeichnisse, Grundbücher, Handels- und Vereinsregister, 
Presse, Internet) zulässigerweise gewinnen oder die uns von anderen 
Unternehmen des jeweiligen Konzerns, dem wir angehören oder von son-
stigen Dritten (z. B. einer Kreditauskunftei, Vertragspartnern) berechtigt 
übermittelt werden. 

Relevante personenbezogene Daten sind Personalien (Name, Adresse 
und andere Kontaktdaten, Geburtstag und -ort und Staatsangehörigkeit), 
Legitimationsdaten (z. B. Ausweisdaten) und Authentifikationsdaten (z.B. 
Unterschriftprobe). Darüber hinaus können dies auch Auftragsdaten (z. B. 
Zahlungsauftrag), Daten aus der Erfüllung unserer vertraglichen Ver-
pflichtungen (z. B. Umsatzdaten im Zahlungsverkehr), Informationen über 
Ihre finanzielle Situation (z. B. Bonitätsdaten, Scoring-/Ratingdaten, Her-
kunft von Vermögenswerten), Werbe- und Vertriebsdaten (inklusive Wer-
bescores), Lage und Wert des Grundstücks, Dokumentationsdaten (z. B. 
Beratungsprotokoll, Dokumentation der Maklertätigkeit) sowie andere mit 
den genannten Kategorien vergleichbare Daten sein. 

3.   Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Verarbeitung)  
 und auf welcher Rechtsgrundlage?

Datenschutzhinweise
Wir verarbeiten personenbezogene Daten im Einklang mit den Bestim-
mungen der Europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und 
dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG): 

a.   Zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten (Art. 6 Abs. 1 b DSGVO)

Die Verarbeitung von Daten erfolgt zur Erbringung von Bankgeschäften 
und Finanzdienstleistungen sowie zur Vermittlung von Versicherungs- und 
Immobiliengeschäften im Rahmen der Durchführung unserer Verträge mit 
unseren Kunden oder zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen, die 
auf Anfrage hin erfolgen. Die Zwecke der Datenverarbeitung richten sich in 
erster Linie nach dem konkreten Produkt (z. B. Konto, Kredit, Bausparen, 
Wertpapiere, Einlagen, Vermittlung von Versicherungen oder Immobilien) 
und können unter anderem Bedarfsanalysen, Beratung, Vermögensverwal-
tung und -betreuung sowie die Durchführung von Transaktionen umfassen. 
Die weiteren Einzelheiten zu den Datenverarbeitungszwecken können Sie 
den maßgeblichen Vertragsunterlagen und Geschäftsbedingungen entneh-
men. 

b.   Im Rahmen der Interessenabwägung (Art. 6 Abs. 1 f DSGVO)

Soweit erforderlich verarbeiten wir Ihre Daten über die eigentliche Erfül-
lung des Vertrages hinaus zur Wahrung berechtigter Interessen von uns 
oder Dritten. Beispiele: 

 Konsultation von und Datenaustausch mit Auskunfteien (z. B. SCHUFA)  
 zur Ermittlung von Bonitäts- bzw. Ausfallrisiken im Kreditgeschäft  
 und des Bedarfs beim Pfändungsschutzkonto oder Basiskonto,

 Prüfung und Optimierung von Verfahren zur Bedarfsanalyse zwecks  
 direkter Kundenansprache

 Werbung, Aktionen oder Markt- und Meinungsforschung, soweit  
 Sie der Nutzung Ihrer Daten nicht widersprochen haben,

 Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei  
 rechtlichen Streitigkeiten,

 Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs der Bank,

 Verhinderung und Aufklärung von Straftaten,

 Videoüberwachungen zur Wahrung des Hausrechts, zur Sammlung  
 von Beweismitteln bei Überfällen und Betrugsdelikten oder zum  
 Nachweis von Verfügungen und Einzahlungen, z. B. an Geldautomaten  
 (vgl. auch § 4 BDSG),

 Maßnahmen zur Gebäude- und Anlagensicherheit  
 (z. B. Zutrittskontrollen),

 Maßnahmen zur Sicherstellung des Hausrechts,

 Maßnahmen zur Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung  
 von Dienstleistungen und Produkten,

 Risikosteuerung im jeweiligen Konzern, dem wir angehören.

c.   Aufgrund Ihrer Einwilligung (Art. 6 Abs. 1 a DSGVO)

Soweit Sie uns eine Einwilligung zur Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten für bestimmte Zwecke (z. B. Weitergabe von Daten an die Unterneh-
men des jeweiligen Konzerns, dem wir angehören und an Vertragspartner, 
Auswertung von Zahlungsverkehrsdaten für Marketingzwecke) erteilt 
haben, ist die Rechtmäßigkeit dieser Verarbeitung auf Basis Ihrer Einwil-
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ligung gegeben. Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit widerrufen wer-
den. Dies gilt auch für den Widerruf von Einwilligungserklärungen, die vor 
der Geltung der DSGVO, also vor dem 25. Mai 2018, uns gegenüber erteilt 
worden sind. Der Widerruf der Einwilligung berührt nicht die Rechtmäßig-
keit der bis zum Widerruf verarbeiteten Daten. 

d.   Aufgrund gesetzlicher Vorgaben (Art. 6 Abs.1 c DSGVO) oder im  
  öffentlichen Interesse (Art. 6 Abs. 1 e DSGVO)

Zudem unterliegen wir als Bank diversen rechtlichen Verpflichtungen, das 
heißt gesetzlichen Anforderungen (z. B. Kreditwesengesetz, Geldwäsche-
gesetz, Wertpapierhandelsgesetz, Steuergesetze) sowie bankaufsichts-
rechtlichen Vorgaben (z. B. der Europäischen Zentralbank, der Europä-
ischen Bankenaufsicht, der Deutschen Bundesbank und der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht). Zu den Zwecken der Verarbeitung 
gehören unter anderem die Kreditwürdigkeitsprüfung, die Identitäts- 
und Altersprüfung, Betrugs- und Geldwäscheprävention, die Erfüllung 
steuerrechtlicher Kontroll- und Meldepflichten sowie die Bewertung und 
Steuerung von Risiken in der Bank und im jeweiligen Konzern, dem wir 
angehören. 

4.   Wer bekommt meine Daten?

Innerhalb der Bank erhalten diejenigen Stellen Zugriff auf Ihre Daten, die 
diese zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten brau-
chen. Auch von uns eingesetzte Dienstleister und Erfüllungsgehilfen können 
zu diesen Zwecken Daten erhalten, wenn diese das Bankgeheimnis wahren. 
Dies sind Unternehmen in den Kategorien kreditwirtschaftliche Leistungen, 
IT-Dienstleistungen, Logistik, Druckdienstleistungen, Telekommunikation, 
Inkasso, Beratung und Consulting sowie Vertrieb und Marketing. 

Im Hinblick auf die Datenweitergabe an Empfänger außerhalb unserer Bank 
ist zunächst zu beachten, dass wir als Bank zur Verschwiegenheit über alle 
kundenbezogenen Tatsachen und Wertungen verpflichtet sind, von denen 
wir Kenntnis erlangen (Bankgeheimnis gemäß Nr. 2 unserer Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen). Informationen über Sie dürfen wir nur weiterge-
ben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebieten, Sie eingewilligt haben 
oder wir zur Erteilung einer Bankauskunft befugt sind. Unter diesen Voraus-
setzungen können Empfänger personenbezogener Daten z. B. sein: 

 Öffentliche Stellen und Institutionen (z. B. Deutsche Bundesbank,  
 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Europäische  
 Bankenaufsichtsbehörde, Europäische Zentralbank, Finanzbehörden,  
 Strafverfolgungsbehörden) bei Vorliegen einer gesetzlichen oder  
 behördlichen Verpflichtung.

 Andere Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute oder vergleich- 
 bare Einrichtungen, an die wir zur Durchführung der Geschäfts- 
 beziehung mit Ihnen personenbezogene Daten übermitteln (je  
 nach Vertrag z. B. Korrespondenzbanken, Depotbanken, Börsen,  
 Auskunfteien, Vertragspartner).

 Andere Unternehmen des jeweiligen Konzerns, dem wir angehören  
 zur Risikosteuerung aufgrund gesetzlicher oder behördlicher  
 Verpflichtung.

 Mögliche Kauf- bzw. Verkaufsinteressenten (im Falle der  
 Immobilienvermakelung).

 Andere Makler und Vermittler, an die wir zur Durchführung  
 der Geschäftsbeziehung mit Ihnen personenbezogene Daten  
 übermitteln (im Falle der Immobilienvermakelung).

Weitere Datenempfänger können diejenigen Stellen sein, für die Sie uns 
Ihre Einwilligung zur Datenübermittlung erteilt haben bzw. für die Sie uns 
vom Bankgeheimnis gemäß Vereinbarung oder Einwilligung befreit haben. 

5.   Werden Daten in ein Drittland oder an eine internationale  
  Organisation übermittelt?

Eine Datenübermittlung an Stellen in Staaten außerhalb der Europäischen 
Union (sogenannte Drittstaaten) findet statt, soweit

 es zur Ausführung Ihrer Aufträge erforderlich ist (z. B. Zahlungs- und  
 Wertpapieraufträge),

 es gesetzlich vorgeschrieben ist (z. B. steuerrechtliche  
 Meldepflichten),

 Sie uns Ihre Einwilligung erteilt haben oder

 die Wartung und Pflege unserer IT-Systeme (Soft- und Hardware)  
 durch weltweit tätige Unternehmen erfolgt und die Einhaltung des  
 europäischen Datenschutzniveaus gewährleistet ist.

6.   Wie lange werden meine Daten gespeichert?

Wir verarbeiten und speichern Ihre personenbezogenen Daten, solange es 
für die Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten erforder-
lich ist. Dabei ist zu beachten, dass unsere Geschäftsbeziehung ein Dauer-
schuldverhältnis ist, welches auf Jahre angelegt ist. 

Sind die Daten für die Erfüllung vertraglicher oder gesetzlicher Pflichten 
nicht mehr erforderlich, werden diese regelmäßig gelöscht, es sei denn,  
deren - befristete - Weiterverarbeitung ist erforderlich zu folgenden  
Zwecken: 

 Erfüllung handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten:  
 Zu nennen sind das Handelsgesetzbuch (HGB), die Abgabenordnung  
 (AO), das Kreditwesengesetz (KWG), das Geldwäschegesetz (GwG) und  
 das Wertpapierhandelsgesetz (WpHG). Die dort vorgegebenen Fristen  
 zur Aufbewahrung bzw. Dokumentation betragen zwei bis zehn Jahre.

 Erhaltung von Beweismitteln im Rahmen der gesetzlichen  
 Verjährungsvorschriften. Nach den §§ 195 ff. des Bürgerlichen  
 Gesetzbuches (BGB) können diese Verjährungsfristen bis zu 30 Jahre  
 betragen, wobei die regelmäßige Verjährungsfrist 3 Jahre beträgt.

7.   Welche Datenschutzrechte habe ich?

Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DSGVO, 
das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DSGVO, das Recht auf Löschung 
nach Artikel 17 DSGVO, das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach 
Artikel 18 DSGVO, das Recht auf Widerspruch aus Artikel 21 DSGVO sowie 
das Recht auf Datenübertragbarkeit aus Artikel 20 DSGVO. Beim Auskunfts-
recht und beim Löschungsrecht gelten die Einschränkungen nach §§ 34 und 
35 BDSG. Darüber hinaus besteht ein Beschwerderecht bei einer zustän-
digen Datenschutzaufsichtsbehörde (Artikel 77 DSGVO i.V.m. § 19 BDSG). 

Eine erteilte Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten 
können Sie jederzeit uns gegenüber widerrufen. Dies gilt auch für den Wi-
derruf von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung der Datenschutz-
grundverordnung, also vor dem 25. Mai 2018, uns gegenüber erteilt worden 
sind. Bitte beachten Sie, dass der Widerruf erst für die Zukunft wirkt. Ver-
arbeitungen die vor dem Widerruf erfolgt sind, sind davon nicht betroffen. 

8.   Gibt es für mich eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten?

Im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung müssen Sie diejenigen personen-
bezogenen Daten bereitstellen, die für die Aufnahme und Durchführung 
einer Geschäftsbeziehung und der Erfüllung der damit verbundenen ver-
traglichen Pflichten erforderlich sind oder zu deren Erhebung wir gesetz-
lich verpflichtet sind. Ohne diese Daten werden wir in der Regel nicht in 
der Lage sein, den Vertrag mit Ihnen zu schließen oder diesen auszuführen. 
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Insbesondere sind wir nach den geldwäscherechtlichen Vorschriften ver-
pflichtet, Sie vor der Begründung der Geschäftsbeziehung anhand Ihres 
Ausweisdokumentes zu identifizieren und dabei Namen, Geburtsort, 
Geburtsdatum, Staatsangehörigkeit, Anschrift sowie Ausweisdaten zu 
erheben und festzuhalten. Damit wir dieser gesetzlichen Verpflichtung 
nachkommen können, haben Sie uns nach dem Geldwäschegesetz die 
notwendigen Informationen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen und 
sich im Laufe der Geschäftsbeziehung ergebende Änderungen unverzüglich 
anzuzeigen. Sollten Sie uns die notwendigen Informationen und Unterla-
gen nicht zur Verfügung stellen, dürfen wir die von Ihnen gewünschte Ge-
schäftsbeziehung nicht aufnehmen oder fortsetzen. 

9.   Inwieweit gibt es eine automatisierte Entscheidungsfindung?

Zur Begründung und Durchführung der Geschäftsbeziehung nutzen wir 
grundsätzlich keine vollautomatisierte Entscheidungsfindung gemäß Arti-
kel 22 DSGVO. Sollten wir diese Verfahren in Einzelfällen einsetzen, werden 
wir Sie hierüber gesondert informieren, sofern dies gesetzlich vorgegeben 
ist. 

10.   Findet Profiling statt?

Wir verarbeiten teilweise Ihre Daten automatisiert mit dem Ziel, bestimmte 
persönliche Aspekte zu bewerten (Profiling). Wir setzen Profiling beispiels-
weise in folgenden Fällen ein: 

 Aufgrund gesetzlicher und regulatorischer Vorgaben sind wir zur  
 Bekämpfung von Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und vermögens- 
 gefährdenden Straftaten verpflichtet. Dabei werden auch Datenaus- 
 wertungen (u.a. im Zahlungsverkehr) vorgenommen. Diese Maßnahmen   
 dienen zugleich auch Ihrem Schutz.

 Um Sie zielgerichtet über Produkte informieren und beraten zu können, 
 setzen wir Auswertungsinstrumente ein. Diese ermöglichen eine  
 bedarfsgerechte Kommunikation und Werbung einschließlich Markt-  
 und Meinungsforschung. Im Rahmen der Beurteilung Ihrer Kreditwürdig-  
 keit nutzen wir das Scoring. Dabei wird die Wahrscheinlichkeit berechnet,  
 mit der ein Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen vertragsgemäß nach- 
 kommen wird. In die Berechnung können beispielsweise Einkommens- 
 verhältnisse, Ausgaben, bestehende Verbindlichkeiten, Beruf, Arbeitgeber, 
 Beschäftigungsdauer, Erfahrungen aus der bisherigen Geschäftsbezie-  
 hung, vertragsgemäße Rückzahlung früherer Kredite sowie Informationen 
 von Kreditauskunfteien einfließen. Das Scoring beruht auf einem mathe- 
 matisch-statistisch anerkannten und bewährten Verfahren. Die  
 errechneten Scorewerte unterstützen uns bei der Entscheidungsfindung   
 im Rahmen von Produktabschlüssen und gehen in das laufende Risiko- 
 management mit ein. Rückzahlung früherer Kredite sowie Informationen   
 von Kreditauskunfteien einfließen. Das Scoring beruht auf einem mathe- 
 matisch-statistisch anerkannten und bewährten Verfahren. Die errech- 
 neten Scorewerte unterstützen uns bei der Entscheidungsfindung im   
 Rahmen von Produktabschlüssen und gehen in das laufende Risiko- 
 management mit ein.

Information über Ihr Widerspruchsrecht nach  
Artikel 21 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)

1.   Einzelfallbezogenes Widerspruchsrecht

Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation 
ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung Sie betreffender personenbe-
zogener Daten, die aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e DSGVO 
(Datenverarbeitung im öffentlichen Interesse) und Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe f DSGVO (Datenverarbeitung auf der Grundlage einer Interes-
senabwägung) erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies gilt auch für ein auf 
diese Bestimmung gestütztes Profiling im Sinne von Artikel 4 Nr. 4 DSGVO. 

Legen Sie Widerspruch ein, werden wir Ihre personenbezogenen Daten 
nicht mehr verarbeiten, es sei denn, wir können zwingende schutzwürdige 
Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interessen, Rechte und 
Freiheiten überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

2.   Widerspruchsrecht gegen eine Verarbeitung von Daten  
 für Zwecke der Direktwerbung

In Einzelfällen verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten, um Direkt-
werbung zu betreiben. Sie haben das Recht, jederzeit Widerspruch gegen 
die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten zum Zwecke 
derartiger Werbung einzulegen; dies gilt auch für das Profiling, soweit es 
mit solcher Direktwerbung in Verbindung steht. 

Widersprechen Sie der Verarbeitung für Zwecke der Direktwerbung, so 
werden wir Ihre personenbezogenen Daten nicht mehr für diese Zwecke 
verarbeiten. 

Der Widerspruch kann formfrei erfolgen und sollte möglichst gerichtet 
werden an: 

Oldenburgische Landesbank AG  
Stau 15/17  
26122 Oldenburg  
Telefon: 0441 221-0  
Fax: 0441 221-1457  
E-Mail: olb  olb.de
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wuestenrot.olb.de/kontakt bzw.  
wuerttembergische.olb.de/kontakt

Stau 15/17, 26122 Oldenburg

0441/221 2700  
Mo. bis Fr. von 8:00 bis 19:00 Uhr.




